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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 14.01 
Uhr. 
 
Präsident Weber: Meine Damen und Herren, die 
19. Sitzung der Stadtbürgerschaft ist eröffnet. 
 
Ich begrüße die anwesenden Damen und Herren 
sowie die Zuhörer und Vertreter der Presse.  
 
Herzlich willkommen, meine Damen und Herren! 
 
Die Eingänge bitte ich dem heute verteilten Um-
druck sowie der Mitteilung über den voraussichtli-
chen Verlauf der Plenarsitzung zu entnehmen. 
 
 
 Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Geschäfts-
 ordnung 
 
1. Belegwohnungen/OPR-Wohnungen in Bremen 
 Kleine Anfrage der Fraktion der CDU 
 vom 18. Januar 2005 
 Dazu  
 Antwort des Senats vom 8. Februar 2005 
 (Drucksache 16/298 S) 
 
2. Gesellschaft für Bildungsinfrastruktur 
 Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
 vom 8. Februar 2005 
 
3. Musical-Theater 
 Kleine Anfrage der Fraktion der CDU 
 vom 22. Februar 2005 
 
4. Kooperation von Ganztagsschulen mit Kindergruppen 
 und Kindertagesstätten 
 Kleine Anfrage der Fraktion der CDU 
 vom 22. Februar 2005 
 
Zur Abwicklung der Tagesordnung wurde inter-
fraktionell vereinbart, den Tagesordnungspunkt 
sieben, hierbei handelt es sich um das Hand-
lungskonzept für eine Bürgerstadt, auszusetzen.  
 
Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft ist einver-
standen. 
 
(Einstimmig) 
 
Wir treten in die Tagesordnung ein. 
 
 
Fragestunde 
 
Für die Fragestunde der Stadtbürgerschaft liegen 
insgesamt sieben frist- und formgerecht einge-
brachte Anfragen vor.  

Die erste Anfrage trägt den Titel „Nutzung der 
Fernwärme des Müllheizwerks Bremen“. Die 
Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten 
Frau Dr. Mathes, Frau Linnert und Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. 
 
Ich bitte die Fragestellerin, die Anfrage vorzutra-
gen! 
 
Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen): 
Wir fragen den Senat:  
 
Erstens: In welchem Ausmaß wird die potentiell 
verfügbare Menge von Fernwärme des Müllheiz-
werks zurzeit genutzt? 
 
Zweitens: Wie viel CO2 könnte mit einem weiteren 
Ausbau des Fernwärmenetzes eingespart wer-
den? 
 
Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet 
von Herrn Senator Eckhoff. 
 
Senator Eckhoff: Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Nach Angaben des Betreibers ver-
fügt das Müllheizkraftwerk Bremen über eine in-
stallierte Fernwärmeleistung von 140 Megawatt. 
Die Kapazität der Hauptfernwärmeleitung vom 
Müllheizkraftwerk zu den Verbrauchern im Tech-
nologiepark und der Universität begrenzt die Fern-
wärmeabgabe zurzeit auf 120 Megawatt. Zum 
Jahresende 2004 hat der Betreiber Fernwärmelie-
ferverträge mit einer mittleren Anschlussleistung 
von knapp 91 Megawatt abgeschlossen. Dies ent-
spricht zirka 65 Prozent der installierten Fernwär-
meleistung und zirka 76 Prozent der Kapazität der 
Hauptfernwärmeleitung. 
 
Zu Frage zwei: Aufgrund der absehbaren Erweite-
rung und Verdichtung des Fernwärmenetzes Uni-
versität/Technologiepark wird die Fernwärmeab-
gabe aus dem Müllheizkraftwerk auch in den kom-
menden Jahren ansteigen. Nach Prognosen des 
Betreibers wird im Zeitraum 2004 bis 2008 ein An-
stieg um rund 30.000 Megawattstunden erwartet. 
Durch die Nutzung dieses Abwärmepotentials 
können - gegenüber einer konventionellen Wär-
meversorgung auf Basis von Erdgas - CO2-Emis-
sionen in Höhe von rund 6500 Tonnen pro Jahr 
vermieden werden. 
 
Präsident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen): 
Kann man das so zusammenfassen, dass ange-
strebt ist, die dort produzierte Wärme oder Ener-
gie dann auch vollständig zu nutzen? 
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Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Eckhoff: Es kann angestrebt werden, 
und es wird angestrebt, einen möglichst hohen 
Prozentsatz zu nutzen. Dies muss allerdings sinn-
voll geschehen. Sie wissen, das hängt auch un-
mittelbar von der Entwicklung dort in dem Ge-
samtgelände, in dem Gesamtareal ab, weil es 
auch nur geographisch nahe sinnvoll ist, Fern-
wärme tatsächlich einzusetzen, denn sonst ist die 
Investitionssumme zu hoch. Ich weiß jetzt nicht, 
ob es im Interesse der Grünen ist, dass wir, kom-
me was wolle, die Technologiepark-West-Erweite-
rung sofort machen, um die Fernwärme zu 100 
Prozent einzusetzen, Frau Dr. Mathes. Das glau-
be ich nicht! Wir streben aber an, einen möglichst 
hohen Prozentsatz der Fernwärme auch tatsäch-
lich abgeben zu können.  
 
Präsident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen): 
Ich muss jetzt natürlich anmerken, dass es nicht 
dahin gehen muss, die Westerweiterung voranzu-
treiben, um die Fernwärme zu nutzen, sondern es 
durchaus auch andere Anschlussmöglichkeiten 
gäbe. Daher die Frage in die Richtung: Wird über-
haupt von Ihrem Hause oder von der ANO dar-
über nachgedacht, möglicherweise andere Gebie-
te anzuschließen? Das ist doch die zentrale Frage 
hier. 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Eckhoff: Wir versuchen, immer neue 
Gebiete anzuschließen, wenn anschließend das 
Investitionsverhältnis in einem vernünftigen Ver-
hältnis zu der abgenommenen Menge steht. 
 
Präsident Weber: Zusatzfrage? - Bitte, Frau Ah-
rens! 
 
 
Abg. Frau Ahrens (CDU): Herr Senator, hat der 
Betreiber denn noch weitere Maßnahmen unter-
nommen, um Strom zu produzieren? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Eckhoff: Darüber hinaus, wenn ich rich-
tig informiert bin, hat der Betreiber in Absprache 
mit unserem Haus jetzt gerade noch eine zusätzli-
che Turbine eingebaut. Diese Turbine erzeugt 
auch Strom, und zwar in einer Größenordnung 
von zwölf Megawatt. Dies führt dazu, dass zirka 
65.000 Tonnen, also das Zehnfache der gerade 
genannten Menge, was die Fernwärme betrifft, an 
CO2-Emissionen eingespart werden. Wir versu-
chen, auch zusätzlich Möglichkeiten zu nutzen, im 
Bereich der Müllverbrennungsanlage auch tat-

sächlich Energie zu gewinnen, und dies finde ich 
ein weiteres positives Beispiel. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
 
Die zweite Anfrage steht unter dem Betreff „Be-
teiligung Jugendlicher bei der Entkommunali-
sierung von Jugendfreizeitheimen“. Die Anfra-
ge ist unterzeichnet von den Abgeordneten Crue-
ger, Frau Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. 
 
Ich bitte den Fragesteller, die Anfrage vorzutra-
gen! 
 
Abg. Crueger (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fra-
gen den Senat: 
 
Erstens: Welche Bedeutung misst der Senat der 
Beteiligung Jugendlicher beziehungsweise der ju-
gendlichen Nutzer am Prozess der Entkommuna-
lisierung von Jugendfreizeitheimen bei? 
 
Zweitens: Wie wird bislang eine Beteiligung der 
Jugendlichen an diesem Verfahren sichergestellt? 
 
Drittens: Gedenkt der Senat, die Jugendlichen 
enger in dieses Verfahren einzubeziehen, und 
wenn ja, wie? 
 
Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet 
von Frau Senatorin Röpke. 
 
Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt: 
 
Zu eins und zwei: Die Entscheidung, die städti-
schen Jugendfreizeitheime zukünftig durch freie 
Träger zu betreiben, trifft die zuständige städti-
sche Deputation für Soziales, Jugend, Senioren 
und Ausländerintegration. Die Einbeziehung von 
Jugendlichen beziehungsweise der jeweiligen ju-
gendlichen Nutzerinnen und Nutzer bezüglich der 
Auswahl eines Trägers ist den stadtteilbezogenen 
Controllingausschüssen möglich. Dabei ist zu be-
rücksichtigen, dass die Entscheidung über die 
Trägerschaft nicht bedeutet, dass sich das Ange-
bot der jeweiligen Jugendeinrichtung ändert. Die 
Träger der stadtteilbezogenen Jugendarbeit blei-
ben vielmehr verpflichtet, das Angebot wie bisher 
an den Ergebnissen der kleinräumigen Jugendhil-
feplanung und dem darauf bezogenen Stadtteil-
konzept auszurichten. 
 
Zu drei: Der Senator für Arbeit, Frauen, Gesund-
heit, Jugend und Soziales strebt unabhängig von 
der Frage der Trägerschaft an, die Beteiligungs-
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möglichkeiten für Jugendliche bezogen auf die 
stadtteilbezogene Konzeptentwicklung und die 
Ausgestaltung der stadtteilbezogenen Jugendar-
beit weiter zu verbessern. - Soweit die Antwort 
des Senats! 
 
Präsident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Crueger (Bündnis 90/Die Grünen): Frau Se-
natorin, wir sind uns aber doch einig, dass es im 
Zuge der Ausschreibung einzelner Jugendfreizeit-
heimstandorte auch zu einem Wettstreit der inhalt-
lichen Konzepte unter verschiedenen Trägern 
kommen wird, aus denen dann die lokalen Gre-
mien vor Ort dasjenige aussuchen müssen, das 
ihrer Meinung nach den Ansprüchen vor Ort am 
stärksten und besten gerecht wird? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Röpke: Das hoffe ich auch, dass es so 
kommen wird! 
 
Präsident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Crueger (Bündnis 90/Die Grünen): Wenn wir 
uns da also einig sind, dass unterschiedliche Kon-
zepte bewertet werden müssen, also dass nicht 
das Gleiche in gleicher Weise fortgeschrieben 
werden soll, stimmen Sie mir dann auch darin zu, 
dass es ein übergeordnetes politisches Interesse 
seitens des Senats geben muss, in diese Neuori-
entierung, Neujustierung der konzeptionellen Ar-
beit auch die Nutzer, sprich die Jugendlichen, ein-
zubeziehen? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Röpke: Im Grundsatz teilen wir, glaube 
ich, alle das Prinzip und leben es auch in den Ein-
richtungen jetzt schon, dass wir die Jugendlichen, 
soweit es irgendwie möglich ist, einbeziehen, 
wenn es zum Beispiel darum geht, neue Konzepte 
zu erstellen, oder beim Umbau von Jugendfrei-
zeitheimen. Das haben wir alle mitverfolgt, da gibt 
es Workshops, das läuft sehr gut. Inwieweit es 
hier möglich ist, in diesen Prozess auch die Nut-
zerinnen und Nutzer einzubeziehen, würde ich 
wirklich auch der örtlichen Situation überlassen. 
Die Controllingausschüsse haben die Möglichkeit, 
die Jugendlichen einzubeziehen. Ich würde mich 
sehr darüber freuen, wenn das gelingt. Wir dürfen 
uns aber auch nicht die Hoffnung machen, dass 
es jetzt einen groß und breit angelegten Prozess 
einer systematisierten Einbeziehung gibt, sondern 
das muss sich vor Ort entwickeln. 
 
Es gibt bestimmt auch Jugendliche, denen das re-
lativ egal ist, welcher Träger das Jugendfreizeit-
heim betreibt, sondern sie schauen darauf, welche 

Angebote die Träger machen. Darauf kommt es 
aus meiner Sicht an, dass man den Jugendlichen 
diesen Prozess vermittelt, was da passiert. Ich 
habe das selbst auch schon in Jugendfreizeithei-
men erlebt, dass da unter Umständen auch Ängs-
te bestehen, die man abbauen muss. Man muss 
mit den Jugendlichen die Frage, wie es weitergeht 
und was sie eigentlich wollen, was sich an diesem 
Angebot verbessern soll, was man in ihrem Inte-
resse optimieren kann, gemeinsam entwickeln. So 
stelle ich mir diesen Prozess vor. 
 
Präsident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Crueger (Bündnis 90/Die Grünen): Wenn wir 
uns also einig sind, dass es sehr wohl ein überge-
ordnetes politisches Interesse seitens des Senats 
gibt, aber es auf der anderen Seite eine Entschei-
dung in der Kompetenz der lokalen Ebene ist, wä-
re es dann nicht anzudenken, ob im Zuge dieses 
ganzen Verfahrens, das schon von der Steue-
rungsebene her im Senat abgestimmt wird und wo 
dann die Umsetzung lokal in den Controllingaus-
schüssen erfolgt, wäre es dann nicht sinnvoll, sei-
tens des Senats eine Handreichung an die lokale 
Ebene zu geben, inwiefern man die Beteiligung 
Jugendlicher organisieren könnte als Vorschlag, 
als Konzept, wie man es machen könnte, wenn 
man es denn machen wollte? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Röpke: Ich glaube, dass das nicht ziel-
führend ist, denn wir haben es da mit fachlich gut 
qualifizierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu 
tun. Es ist doch deren tägliches Geschäft. Sie wis-
sen genau, was ihre Jugendlichen wollen, wie sie 
mit ihren Jugendlichen umgehen, und so eine  
übergeordnete Handlungsanleitung, theoretisch 
und abstrakt, hilft da aus meiner Sicht überhaupt 
nicht weiter. Da vertraue ich wirklich dem pädago-
gischen Fachverstand der Mitarbeiter vor Ort, die 
durchaus einschätzen können, wie sie mit ihren 
Jugendlichen arbeiten, wo sie sie mitnehmen 
müssen, wo sie sie informieren und wo sie sozu-
sagen auch jugendliches Know-how abfordern 
können.  
 
Präsident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Crueger (Bündnis 90/Die Grünen): Eine letz-
te Frage! Frau Senatorin, wir sind uns doch aber 
einig, dass Ziel, also Adressat einer solchen Maß-
nahme, nicht in erster Linie die fachkundigen Mit-
arbeiterinnen in den Einrichtungen vor Ort wären, 
sondern in erster Linie die politischen Entschei-
dungsträger, die sich sicher auch über eine ge-
wisse Inspiration freuen würden, und dass man 
zweitens so eine Handreichung auch durchaus 
sehr praktikabel gestalten kann und sie nicht un-
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bedingt nur theoretisch und abstrakt ausfallen 
müsste? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Röpke: Ich sage ganz deutlich, wenn 
Sie jetzt noch einmal nachfragen: Ich halte von ei-
ner solchen Handreichung nichts, weil sie an dem 
tatsächlichen Prozess vorbeigeht, und ich halte 
auch nichts davon, wieder eine neue bürokrati-
sche Schiene einzubauen. Das bringt uns über-
haupt nicht weiter. Ich befürchte eher, dass dieser 
Prozess, der schon schwierig ist - ich glaube, da 
sind wir beide uns auch einig, dass wir den beför-
dern und nicht noch weiter erschweren wollen -, 
dadurch nicht nach vorn gebracht wird. Das halte 
ich für eine bürokratische Herangehensweise, und 
die werde ich nicht befürworten. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor.  
 
 
 
Die dritte Anfrage beschäftigt sich mit dem Thema 
„Luftqualität an der Bismarckstraße/Dobben-
weg“. Die Anfrage ist unterschrieben von den Ab-
geordneten Frau Dr. Mathes, Frau Linnert und 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
 
Ich bitte die Fragestellerin, die Anfrage vorzutra-
gen! 
 
Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen): 
Wir fragen den Senat: 
 
Erstens: Wann wird der Senat Maßnahmen vor-
schlagen, mit denen die zu hohen Belastungswer-
te durch Feinstaub im Bereich Dobbenweg ge-
senkt werden können? 
 
Zweitens: Hält der Senat die Überprüfung der An-
zahl und Standorte der Verkehrsmessstationen für 
erforderlich, um überhaupt die Einhaltung der 
neuen europäischen Grenzwerte für Feinstaub 
sachgerecht beurteilen zu können? 
 
Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet 
von Herrn Senator Eckhoff. 
 
Senator Eckhoff: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Im vergangenen Jahr konnte der 
Grenzwert, 50 Mikrogramm, plus Toleranzmarge, 
fünf Mikrogramm, mithin insgesamt 55 Mikro-
gramm für Feinstaub, im Bereich Bismarckstraße/ 
Dobbenweg mit 35 Überschreitungen für das Jahr 
nur knapp eingehalten werden. 

Ab dem 1. Januar 2005 entfällt die Toleranzmar-
ge, so dass für das laufende Jahr das Risiko einer 
Grenzwertüberschreitung besteht. Für diesen Fall 
sieht das Bundes-Immissionsschutzgesetz die 
Aufstellung eines Aktionsplanes vor, der festlegt, 
welche Maßnahmen kurzfristig zu ergreifen sind, 
um die Gefahr einer Grenzwertüberschreitung zu 
vermeiden. 
 
Vom Arbeitskreis Luftreinhalteplanung wird derzeit 
ein Aktionsplan für den Bereich Bismarckstraße/ 
Dobbenweg erarbeitet. Aus den bisher durchge-
führten Untersuchungen zur Herkunft und Ursa-
che der Feinstaubbelastung im Bereich Bismarck-
straße/Dobbenweg lassen sich folgende Schluss-
folgerungen ziehen: Im Mittel sind etwa zwei Drit-
tel des Feinstaubs durch die großräumige Hinter-
grundbelastung bestimmt. Der Verkehr hat einen 
Anteil von einem Drittel. Gut die Hälfte dieses lo-
kalen Verkehrsanteils kommt nicht aus dem Aus-
puff der Fahrzeuge, sondern ist wieder aufgewir-
belter Straßenstaub, der nicht durch Maßnahmen 
am Fahrzeug gemindert werden kann. Ein nicht 
unerheblicher Anteil der Feinstäube im Jahr 2004 
hat seinen Ursprung in der Baustellentätigkeit im 
Dobbenweg. 
 
Als Sofortmaßnahmen zur Minderung der Staub-
belastung wird vom Arbeitskreis Luftreinhaltepla-
nung eine verstärkte Baustellenkontrolle und die 
Durchführung von Straßenreinigungen vorge-
schlagen. Die Straßenreinigung soll verstärkt an 
solchen Tagen durchgeführt werden, für die eine 
erhöhte Feinstaubbelastung prognostiziert werden 
kann. Weitergehende Minderungsszenarien in den 
Bereichen Verkehrsbeschränkung und -umlen-
kung werden derzeit vom Arbeitskreis Luftreinhal-
teplanung entwickelt. 
 
Zu Frage zwei: Die Standorte der beiden Ver-
kehrsmessstationen - Bismarckstraße/Dobbenweg 
und Neuenlander Straße/Langemarckstraße - sind 
aufgrund orientierender Messungen an den Punk-
ten der mutmaßlich höchsten Schadstoffbelastung 
festgelegt worden. Eine Überprüfung der Standor-
te erfolgt an allen Straßen mit einem Fahrzeugauf-
kommen von über 6000 pro Tag mit Hilfe einer 
Ausbreitungsrechnung für die Schadstoffe Stick-
stoffdioxid und Feinstaub, das so genannte Scree-
ning. Die Ergebnisse dieses Screenings werden 
Hinweise auf mögliche weitere Belastungsschwer-
punkte liefern. Die Überprüfung der EU-Grenzwer-
te durch Ausbreitungsberechnungen ist von der 
EU ausdrücklich als zulässiges Instrument aner-
kannt worden, um den kostenträchtigen Messauf-
wand begrenzen zu können. 
 
Aus den dargelegten Gründen wird die derzeitige 
Anzahl von festen Verkehrsmessstationen in Bre-
men als ausreichend erachtet. 
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Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage, 
Frau Kollegin? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen): 
Herr Senator, da, wie auch von Ihnen dargelegt, 
zu erwarten ist, dass die ab diesem Jahr gültigen 
Grenzwerte für Feinstäube nicht einzuhalten sein 
werden, wäre es da nicht sinnvoll, möglichst um-
gehend und zügig Maßnahmen zur Reduktion 
dieser Schadstoffbelastungen der Luft vorzuneh-
men? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Eckhoff: Ja, das ist nötig, aber wir sind 
dabei! Wir sind in einer besseren Situation als an-
dere Städte. Sie haben vielleicht am Wochenende 
gerade die „Süddeutsche Zeitung“ gelesen, die 
sich mit diesem Thema noch einmal sehr intensiv 
beschäftigt hat. Dort gibt es zum Beispiel in Mün-
chen Probleme, wo es bereits bis Mitte Februar 16 
Überschreitungen gab. Hier in Bremen, glaube 
ich, hat es an den Verkehrsmessstationen in den 
ersten acht Wochen des Jahres vier beziehungs-
weise sechs Überschreitungen gegeben.  
 
Vorzugsweise treten diese Messüberschreitungen 
von Januar bis April und dann noch einmal von 
Oktober bis Dezember auf. Insofern müssen wir 
wahrscheinlich damit rechnen, dass wir zumindest 
ab Oktober dann auch Gefahr laufen, in die Über-
schreitungen zu kommen. Deswegen müssen bis 
Ende der Sommerpause weitere Maßnahmen er-
arbeitet werden, die wir dann in dem Moment ver-
anlassen können, wenn wir an die Gefahr einer 
Grenzwertüberschreitung herankommen. Wir sind 
dabei. 
 
Präsident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen): 
Das Jahr war mir jetzt wichtig. Der Vergleich mit 
anderen Städten nützt Kindern, die in diesen Be-
reichen leben, nichts. Deshalb ist es wichtig, da 
ganz schnell voranzukommen. Eine zweite Frage, 
die sich anschließt: Ist es nicht schon heute klar, 
dass mit der Ausweitung des Concordia-Tunnels 
die Belastung mit Feinstäuben und auch NOX in 
dem Bereich zunehmen wird? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Eckhoff: Nein, das sehe ich überhaupt 
nicht! Sie wissen, dass es auch in den verschie-
denen Berechnungen berücksichtigt worden ist. 
Es hat alles damit zu tun, welche prognostizierten 
Verkehrsmengen es gibt. Sie wissen, wie die Ver-
kehrsmengen entsprechend für den Bereich prog-
nostiziert werden. Es hat dann etwas damit zu tun, 
zumindest zu diesem Sechstel, dass der Verkehr 

auch fließt, es hat etwas mit Bauarten als Rand-
bebauung zu tun. Sie wissen, dass diese Schad-
stoffmessungen dann auch entsprechend, teilwei-
se zumindest bei bestimmten Schadstoffen, an 
den Gebäuden vorgenommen werden. Deshalb 
kann ich diesen Zusammenhang, den Sie dort 
herstellen, nicht automatisch für den Bereich her-
stellen. 
 
Präsident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen): 
Ja, der Herr Senator kann es nicht automatisch 
herstellen. Dann heißt das aber doch, dass der 
Senat das Risiko eingeht, hier eine teure Stra-
ßenausbaumaßnahme vorzunehmen und mögli-
cherweise, und das ist auch eines der neuen In-
strumente, die mit den EU-Grenzwerten einherge-
hen, wenn diese nicht eingehalten werden, die 
Anwohner klagen können und wieder ein Rückbau 
erfolgen muss. 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Eckhoff: Ich glaube, ich habe Ihnen ge-
sagt, Frau Dr. Mathes, dass wir an einem Maß-
nahmenkatalog arbeiten, um diese Grenzwert-
überschreitungen nicht zuzulassen. Dieser Maß-
nahmenkatalog hat auch weitergehende Vorschlä-
ge. Man muss sich überlegen, wie man zum Bei-
spiel mit Dieselverkehren in dem Bereich umgeht. 
Das betrifft Lkw, das betrifft zum Beispiel auch 
den ÖPNV. Man muss überlegen, ob es zumin-
dest zu bestimmten Tagessituationen dort auch 
Sinn macht, über ein anderes Tempo nachzuden-
ken und so weiter.  
 
Das ist eine ganze Reihe von Maßnahmen. Das 
hat aber nichts damit zu tun, dass Sie jetzt sagen, 
dass, wenn man die Straße verkleinert, dort au-
tomatisch weniger Fahrzeuge fahren und, wenn 
die Straße breiter ist, mehr entlang fahren. Das 
hat damit nichts zu tun, im Gegenteil! Sie wissen 
ganz genau, dass wir ein großes Problem haben, 
ob wir - mit Frau Krusche diskutieren wir immer 
häufig darüber - die so genannte Stadtentwick-
lungsvariante machen, das heißt, den Verkehr zu 
bündeln, oder ob wir die Blockumfahrung Außer 
der Schleifmühle lassen. Zum Beispiel für die 
Stadtentwicklungsvariante, die Verkehre zu bün-
deln, weil sie dann nämlich Verkehre zusammen-
führt, ist genau dies ein Risikofaktor. Deshalb sind 
wir zumindest bis jetzt hausintern noch nicht so 
weit gekommen, dass wir schon sagen können, 
wir wollen auch eins zu eins diese Stadtentwick-
lungsvariante umsetzen, die ja von allen ge-
wünscht ist, um im Bereich dort auch citynahen 
Wohnraum oder Büroräume zum Beispiel zu ge-
winnen. Das ist ein sehr schwieriges und komple-
xes Thema. Das gestehe ich zu, und deshalb sind 
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diese einfachen Schlussfolgerungen, die Sie dort 
in dieser Frage ziehen, nicht angemessen. Ich 
kann sie auch nicht teilen. 
 
Präsident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen): 
Ich bitte einfach den Senator, zur Kenntnis zu 
nehmen, dass ich hier keine einfachen Schluss-
folgerungen gezogen habe und dass mir die 
Komplexität des Themas durchaus bewusst ist, 
aber dass in der Tat die Frage, wie man dort die 
Verkehre lenkt, bedeutend sein wird, ob man je-
weils die Grenzwerte wird einhalten können. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor.  
 
 
Die vierte Anfrage verlangt vom Senat Auskunft 
über die Umsetzung der Zusammenarbeit in-
nerhalb der Bremer Arbeitsgemeinschaft für 
Integration und Soziales, Bagis. Die Anfrage ist 
unterzeichnet von den Abgeordneten Peters, Karl 
Uwe Oppermann, Kastendiek und Fraktion der 
CDU. 
 
Bitte, Herr Kollege Peters! 
 
Abg. Peters (CDU): Wir fragen den Senat: 
 
Erstens: Wie viele Mitarbeiter beschäftigt die Bre-
mer Arbeitsgemeinschaft für Integration und Sozi-
ales, Bagis, insgesamt, und wie viele davon kom-
men aus der Arbeitsagentur sowie aus den Sozi-
alzentren? 
 
Zweitens: Wie viele Stellen sind bei der Bagis auf-
grund von Hemmnissen bei der Personalübertra-
gung durch Sozialamtsmitarbeiter und Sozialamts-
mitarbeiterinnen noch nicht eingenommen wor-
den, und wann ist mit einer vollständigen Perso-
nalbesetzung bei der Bagis zu rechnen? 
 
Drittens: Nach welchen Tarifgruppen werden die 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Bagis be-
zahlt, die aus dem Bereich der Arbeitsagentur so-
wie den Sozialzentren kommen? 
 
Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet 
von Frau Senatorin Röpke. 
 
Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt: 
 
Zu eins: Insgesamt sind derzeit 494 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Bremer Arbeitsgemein-
schaft für Integration und Soziales, Bagis, einge-
setzt, von denen 199 aus der Bundesagentur für 

Arbeit und 202 aus dem Amt für Soziale Dienste 
kommen. Weitere 93 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter sind über die so genannte Amtshilfe in der 
Bagis tätig, das heißt, sie kommen in der Regel 
von den Beschäftigungsgesellschaften der Deut-
schen Telekom, der Post oder der Bahn. 
 
Zu zwei: Der rechnerische Stellenbedarf bei der 
Bagis beläuft sich auf der Grundlage der 2004 an-
genommenen Zahl von Bedarfsgemeinschaften 
auf 525. Die Besetzung dieses Stellensolls wird im 
Laufe des Jahres 2005 erfolgen. Der Personalauf-
bau ist dabei abhängig von der Schaffung weiterer 
Unterbringungsmöglichkeiten und der Verfügbar-
keit geeigneter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Aktuell sollen weitere 18 Stellen durch Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des Amtes für Soziale 
Dienste besetzt werden. Die Verhandlungen dar-
über laufen. Mittelfristig ist die Besetzung weiterer 
20 Stellen aus dem Amt für Soziale Dienste ge-
plant in Abhängigkeit von der Abarbeitung der Alt-
fälle in der Sozialhilfe.  
 
Zu drei: Sowohl die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, die aus der Bundesagentur für Arbeit kom-
men, als auch diejenigen aus dem Amt für Soziale 
Dienste, die in der Bagis beschäftigt sind, werden 
im Wesentlichen den Besoldungsgruppen A 8 bis 
A 14 beziehungsweise den vergleichbaren Vergü-
tungsgruppen des Tarifvertrages zugeordnet. - 
Soweit die Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege? - Bitte sehr! 
 
Abg. Peters (CDU): Stimmt das Gerücht, dass es 
Personal gibt, das für gleiche Arbeit unterschied-
lich bezahlt wird? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Röpke: Von diesem Gerücht habe ich 
bis heute noch nichts gehört. 
 
Präsident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Peters (CDU): Wie schwierig gestaltet sich 
die Gewinnung des noch fehlenden Personals? Ist 
es problemlos möglich, die Reststellen zu beset-
zen, oder gibt es da Schwierigkeiten? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Röpke: Erst einmal ist es durchaus ein 
Erfolg, innerhalb der kurzen Zeit - wir haben das 
ja in der Deputation begleitet -, die uns überhaupt 
zur Verfügung stand zur Umsetzung dieses gan-
zen Prozesses, was mit Hartz IV umschrieben ist, 
über 200 Mitarbeiter aus dem Amt für Soziale 
Dienste reibungslos zum 1. Januar 2005 in der 
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Bagis beschäftigt zu haben. Das ist eine großarti-
ge Leistung aller, und dazu zähle ich auch aus-
drücklich den Personalrat, ohne dessen gute Zu-
sammenarbeit das nicht möglich gewesen wäre.  
 
Jetzt haben wir noch im Vergleich dazu einmal die 
18 Stellen, bei denen wir uns zurzeit bemühen, 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in die Bagis 
zu bringen. Das wird wahrscheinlich in den nächs-
ten Wochen abgeschlossen sein, soweit ich das 
beurteilen kann. Die weiteren 20 Stellen werden 
wir auch in Angriff nehmen. Das hängt aber auch 
damit zusammen, dass die Mitarbeiter auch ver-
fügbar sein müssen. Sie müssen auch noch die 
Altfälle, das habe ich ja dargestellt, abarbeiten. Im 
Laufe des Jahres, davon gehe ich aus, haben wir 
diesen Prozess geregelt.  
 
Präsident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Peters (CDU): Ich will nicht in Frage stellen, 
dass das eine große Leistung ist und eine Heraus-
forderung an alle. Trotzdem habe ich folgende 
Frage: Sind Sie der Auffassung, dass nach den 
bisherigen vorliegenden Erfahrungen das Perso-
nal, das dort arbeitet, ausreichend vorbereitet 
worden ist, um auch seine Arbeit reibungslos um-
setzen zu können, oder gibt es da noch Nachhol-
bedarf? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Röpke: Natürlich gibt es da Probleme, 
das ist ganz klar! Wir haben eine Riesenheraus-
forderung zu bewältigen, nicht nur in Bremen und 
Bremerhaven, sondern bundesweit. Wir haben 
auch in der letzten Deputationssitzung darüber 
gesprochen. Es sind Mitarbeiter aus den unter-
schiedlichsten Bereichen, ich habe es ja darge-
stellt, einmal aus der Bundesagentur, dann aus 
dem Amt für Soziale Dienste und von Telekom, 
Post und Bahn. Da sind auch unterschiedliche 
Kulturen vertreten, die erst einmal zusammenge-
führt werden müssen, sie müssen zu Teams zu-
sammenwachsen.  
 
Jeder Mitarbeiter und jede Mitarbeiterin bringt un-
terschiedliche Kompetenzen mit, auch das muss 
erst einmal zu einem Team hinorientiert werden. 
Dass das nicht reibungslos läuft, muss jedem klar 
sein. Das braucht auch seine Zeit. Wir müssen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, zum Beispiel 
insbesondere die von der Telekom, Post oder 
Bahn, schulen, sie brauchen eine entsprechende 
Fortbildung und Qualifizierung. Unsere Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen aus dem Bereich der sozia-
len Dienste oder auch aus der Agentur bringen 
schon entsprechende Vorkenntnisse für diesen 
ganzen Bereich mit.  
 

Das wird im Laufe dieses Jahres noch eine An-
strengung für alle werden, um dieses Zusammen-
wachsen, diese Orientierung auf die neue Aufga-
be hin zu gestalten. Da müssen Bagis, Agentur 
und Amt für Soziale Dienste zusammenarbeiten 
und wollen das auch. Es gibt auch entsprechende 
Gremien, die sich mit diesem Prozess beschäfti-
gen, um das zu steuern und voranzubringen. 
 
Präsident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Peters (CDU): Ist es absehbar, wann die 
noch ausstehenden Raumprobleme gelöst werden 
können, oder gibt es da noch keine Lösungsan-
sätze? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Röpke: Auch das ist eine prozesshafte 
Entwicklung. In Teilen stehen die Räume zur Ver-
fügung, problematisch, das wissen Sie auch, ist 
Bremen-Nord. Da haben wir mit ganz vielen Inte-
rimslösungen auf den letzten Metern eine Situati-
on erreicht, dass überhaupt ab 1. Januar 2005 in 
Bremen-Nord eine Dependance mit leider mehre-
ren Standorten vertreten war. Da brauchen wir ei-
ne bessere, eine optimale Lösung. Das ist auch 
noch nicht hundertprozentig geregelt. Das ist aber 
kein Wunder bei der kurzen Zeitschiene, die wir 
zur Verfügung hatten. Das wird sich auch hoffent-
lich im Verlauf dieses Jahres klären können. 
 
Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage durch 
die Abgeordnete Frau Schön! 
 
 
Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Sie 
sind auf die überlassenen Mitarbeiterinnen, Mitar-
beiter von der Telekom, von der Post schon ein-
gegangen und auch, dass es da Schulungsbedarf 
gibt. Es sind jetzt ein Fünftel der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in diesem Team. Hat da denn 
schon eine Schulung stattgefunden? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Röpke: Es laufen zurzeit Schulungen. 
Ich bin jetzt nicht informiert, wie viele Mitarbeiter 
aus welchem Bereich an welcher Schulung teil-
nehmen. Diese Schulungen waren jetzt aber auch 
erst möglich, da bis zum 1. Januar die ganze Kraft 
der Bediensteten darauf hinorientiert werden 
musste, um überhaupt den Leistungsbezug zu 
ermöglichen. Das war das primäre Ziel. Das ha-
ben wir geschafft, das hat geklappt. Jetzt müssen 
wir uns auf die anderen Bereiche, flankierende 
Maßnahmen, zum Beispiel Schulungen, Fortbil-
dungen, konzentrieren und dies auch Stück für 
Stück auf den Weg bringen. 
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Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Die 
93 externen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 
jetzt über die Amtshilfe kommen, werden jetzt ge-
schult. Es fehlen auch noch Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die Zielzahl ist ja noch nicht erreicht. 
Wie wirkt sich das denn auf die Leistungsfähigkeit 
der Bagis aus, die ja vom 1. Januar an voll leis-
tungsfähig sein sollte? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Röpke: Dass die Bagis noch nicht zu 
100 Prozent leistungsfähig ist, wie wir es uns alle 
vorstellen, habe ich ja schon ausgeführt, das wird 
auch niemanden überraschen, weil das nicht leist-
bar gewesen ist. Deswegen müssen wir alles dar-
ansetzen, um es hinzubekommen. Ich habe auch 
vor, mich jetzt hier noch einmal in Kürze mit dem 
neuen Chef der Agentur für Arbeit zu treffen, um 
mit ihm zu besprechen, wie wir diesen Prozess 
optimal gestalten können, wie wir das gemeinsam 
voranbringen können. Da müssen alle Ebenen 
miteinander arbeiten und versuchen, diese Rei-
bungsverluste so gut wie möglich zu bewältigen. 
Ich sage aber auch ganz deutlich, das wird nach 
meiner Einschätzung noch das Jahr brauchen, bis 
wir da angekommen sind, wo wir hinwollen. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
 
Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Sie 
gehen also davon aus, dass es noch ein Jahr 
braucht, bis die Leistungsfähigkeit der Bagis her-
gestellt ist? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 
 
Senatorin Röpke: Die hundertprozentige! Leis-
tungsfähig ist sie ja jetzt schon! 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
 
Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Die 
Bagis beziehungsweise die Arbeitsmarktreformen 
hatten ja das Ziel, dass Arbeitslose beraten und 
schneller in sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigungsverhältnisse vermittelt werden. Können Sie 
sagen, wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Bagis denn gegenwärtig für diese Vermittlung 
eingesetzt werden und künftig, wenn die Bagis 
voll leistungsfähig ist, eingesetzt werden sollen? 
 
Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin! 

Senatorin Röpke: Diese Zahlen habe ich jetzt 
nicht parat, da bitte ich um Verständnis. Ich bin 
aber gern bereit, es Ihnen in der Deputation zu 
berichten. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
 
Die fünfte Anfrage bezieht sich auf die Zunahme 
des Lkw-Verkehrs im Bereich Bremerhavener 
Heerstraße. Die Anfrage ist unterschrieben von 
den Abgeordneten Pflugradt, Kastendiek und 
Fraktion der CDU. 
 
Bitte, Herr Kollege Pflugradt! 
 
Abg. Pflugradt (CDU): Wir fragen den Senat: 
 
Wie bewertet der Senat Aussagen von Anliegern 
der Bremerhavener Heerstraße, dass seit der Ein-
führung der Lkw-Maut eine erhebliche Zunahme 
des Lkw-Verkehrs in diesem Straßenzug Bremer-
havener Heerstraße, Auf den Delben, Industriehä-
fen zu verzeichnen ist? 
 
Welche Maßnahmen beabsichtigt der Senat ge-
gebenenfalls zu ergreifen, um der Zunahme des 
Lkw-Verkehrs in diesem Straßenzug entgegenzu-
wirken? 
 
Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet 
von Herrn Senator Eckhoff. 
 
Senator Eckhoff: Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt: 
 
Der Senat wird die dargestellte Entwicklung prü-
fen. Er sichert zu, im Rahmen seiner Möglichkei-
ten alles zu unternehmen, um festgestellte maut-
verdrängte Lkw-Verkehre aus dem innerstädti-
schen Straßennetz herauszuhalten.  
 
Nachdem sich die Einführung der Maut bekann-
terweise verzögert hat, ist es erst ab diesem Jahr 
möglich, Vergleichswerte der Lkw-Anteile im nicht 
bemauteten Straßennetz zu erhalten. Diese Ver-
gleichswerte liegen voraussichtlich in der zweiten 
Jahreshälfte vor und müssen anschließend noch 
ausgewertet werden. Im konkreten Fall ist ein zu-
verlässiger Vergleich aufgrund der Baustellensitu-
ation auf der A 27 zwischen den Anschlussstellen 
Ihlpohl und Ritterhude erst nach Fertigstellung der 
Ausbaumaßnahme - ab 2006 - möglich.  
 
Es liegt im Interesse des Bundes und der Länder, 
mautverdrängte Verkehre möglichst vollständig zu 
erfassen und einer Verlagerung auf Parallel- be-
ziehungsweise Alternativrouten nachhaltig entge-
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genzuwirken. Neben Beschränkungen für den 
Lkw-Verkehr, zum Beispiel Nachtfahrverbote, ist 
die Möglichkeit zur Bemautung dieser Straßenab-
schnitte zu prüfen.   
 
(Abg. Frau Hövelmann [SPD]: Was ist eigentlich 
Bemautung?) 
 
Das heißt, dass sie zukünftig zahlen sollen, wenn 
sie auf diesen Straßen fahren möchten, Frau Hö-
velmann! 
 
Es wird um Verständnis gebeten, dass zunächst 
zuverlässige Daten und die Ergebnisse über de-
ren Auswertung vorliegen müssen, um die sich 
daraus ergebenden Schritte zur Umsetzung ge-
eigneter Maßnahmen einleiten zu können. - So-
weit die Antwort des Senats! 

 
Präsident Weber: Zusatzfragen liegen nicht vor. 
 
 
Die sechste Anfrage in der Fragestunde befasst 
sich mit dem Thema „Ampelabschaltungen“. 
Die Anfrage ist unterschrieben von den Abgeord-
neten Pflugradt, Focke, Kastendiek und Fraktion 
der CDU.  
 
Bitte, Herr Kollege Pflugradt! 
 
Abg. Pflugradt (CDU): Wir fragen den Senat: 
 
Erstens: In welchen Stadtteilen werden wie viele 
Ampeln inzwischen nachts beziehungsweise am 
Wochenende abgeschaltet? 
 
Zweitens: Bis wann soll das Programm zur nächt-
lichen Abschaltung von Ampeln in allen Stadttei-
len realisiert sein? 
 
Präsident Weber: Auch diese Anfrage wird be-
antwortet von Herrn Senator Eckhoff. 
 
Senator Eckhoff: Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Für den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt:  
 
Der Senator für Bau, Umwelt und Verkehr hat 
veranlasst, dass in allen Bremer Stadtteilen die 
Ampelschaltungen insbesondere für Nacht- und 
Wochenendzeiten überprüft werden. Nach den 
Verwaltungsvorschriften zu Paragraph 37 Stra-
ßenverkehrsordnung ist das „nächtliche Ausschal-
ten von Ampelanlagen nur dann zu verantworten, 
wenn eingehend geprüft ist, dass auch ohne Licht-
zeichen ein sicherer Verkehr möglich ist“. Deshalb 
setzt die Abschaltung von Ampelanlagen eine 
ausführliche Prüfung der Verkehrsverhältnisse 
voraus.  
 

Die Aspekte der Sicherheit vorausgesetzt, verfolgt 
der Senator für Bau, Umwelt und Verkehr das 
Ziel, möglichst viele Ampeln in Bremen zu ver-
kehrsschwachen Nachtzeiten oder am Wochen-
ende abzuschalten. Dies reduziert überflüssige 
Wartezeiten, beschleunigt den Verkehrsfluss, re-
duziert Emissionen und die damit verbundenen 
Umweltbelastungen und trägt zu Stromkostener-
sparnissen bei. Dies vorausgeschickt, beantwortet 
der Senat die Anfrage wie folgt:  
 
 
Zu Frage eins: Grundsätzlich liegen die Abschalt-
zeiten zwischen 19 Uhr und 24 Uhr. An Samsta-
gen wird zum Teil bereits ab 14 Uhr abgeschaltet. 
Zeitlich in Abhängigkeit vom Verkehrsaufkommen 
werden die Signalanlagen in der Zeit von fünf Uhr 
bis sieben Uhr wieder angeschaltet. 
 
Nach Abschluss der jeweiligen Anhörungsverfah-
ren und den damit verbundenen Verkehrsrechner-
arbeiten ergibt sich in der Darstellung für die be-
reits erfassten Stadtteile dabei folgendes Bild:  
 
In Burglesum werden nachts zukünftig 83 Prozent 
der Ampeln statt bislang 48 Prozent abgeschaltet. 
In Blumenthal werden nachts zukünftig 78 Prozent 
der Ampeln statt bislang 44 Prozent abgeschaltet. 
In Vegesack sind dies zukünftig 79 Prozent statt 
bislang 35 Prozent, im Stadtteil Osterholz-Vahr 
zukünftig 86 Prozent statt bislang 28 Prozent. In 
Obervieland werden nachts zukünftig 74 Prozent 
der Ampeln statt bislang 37 Prozent abgeschaltet, 
in Horn-Lehe zukünftig 87 Prozent der Ampeln 
statt bislang 45 Prozent und im Bereich Neustadt-
Woltmershausen zukünftig 43 Prozent der Ampeln 
statt bislang 24 Prozent. Damit ergibt sich eine 
Gesamtabschaltquote für die Nacht in Höhe von 
74 Prozent. 
 
 
Die absoluten Zahlen, differenziert nach Abschal-
tungen an Wochenenden und in der Nacht, aufge-
schlüsselt nach Stadtteilen, sind der verteilten Ta-
belle - ich hoffe, Sie haben sie mittlerweile vorlie-
gen - zu entnehmen. 
 
 
Zu Frage zwei: Für Bremen-Nord ist die Beteili-
gung der Träger öffentlicher Belange abgeschlos-
sen. Für alle nicht genannten Stadtteile ist noch 
die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
durchzuführen. Der Senator für Bau, Umwelt und 
Verkehr beabsichtigt, bis zur Sommerpause 2005 
für alle Stadtteilbereiche die Abstimmung und 
Programmierung mit den neuen Abschaltzeiten 
durchgeführt zu haben. 
 
Präsident Weber: Zusatzfragen liegen nicht vor. 
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Die siebte und damit letzte Anfrage in der Frage-
stunde trägt den Titel „Schaffung einer Integrier-
ten Stadtteilschule am Standort Helgolander 
Straße“. Die Anfrage ist unterschrieben von den 
Abgeordneten Frau Stahmann, Köhler, Frau Lin-
nert und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
 
Bitte, Frau Kollegin Stahmann! 
 
Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): 
Wir fragen den Senat: 
 
Erstens: Wie bewertet der Senat das Votum des 
Beirates Walle zur Umwandlung des Schulzent-
rums Helgolander Straße in eine Integrierte Stadt-
teilschule? 
 
Zweitens: Liegen dem Senat weitere Beiratsvoten 
zum Schaffen von Integrierten Stadtteilschulen 
vor? 
 
Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet 
von Herrn Senator Lemke. 
 
 
Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Der Senat begrüßt das Engage-
ment des Beirats zur Weiterentwicklung des 
Schulzentrums Helgolander Straße, da das 
schwierige soziale Umfeld der Schule eine ange-
passte Schul- und  Unterrichtskonzeption erfor-
dert, die Schule als Reformschule eine lange Er-
fahrung mit einem integrierten Modell für die 
Haupt- und Realschule hat, das Schulgebäude mit 
großem Aufwand saniert und entkernt und für zeit-
gemäße Unterrichtsorganisation und Unterrichts-
verfahren hergerichtet wurde und wird. 
 
Eine abschließende Bewertung des Antrags zur 
Umwandlung in eine Integrierte Stadtteilschule 
wird erst vor dem Hintergrund der im März er-
folgenden Anwahlen für die fünfte Klassenstufe 
möglich sein. 
 
Zu Frage zwei: Weitere Anträge liegen zurzeit 
nicht vor. - Soweit die Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? - 
Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): 
Es gab in der Bildungsdeputation bereits einen 
Beschlussvorschlag mit dem Ziel, eine Integrierte 
Stadtteilschule schon zu diesem oder zum kom-
menden Schuljahr anzubieten. Herr Senator Lem-
ke, wann legen Sie nach der Anmeldezeit den Be-
schlussvorschlag der Deputation wieder vor? 

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Lemke: Wir werden sicherlich das kom-
mende Schuljahr nicht erreichen. Das wäre auch 
völlig unstrukturiert. Man kann sich nicht jeweils 
nach einem Votum so oder so entscheiden. Wir 
haben, wie ich Ihnen mitgeteilt habe, zurzeit nur 
diesen einen Antrag vorliegen. Im letzten Jahr hat-
ten wir den Antrag vom Gerhard-Rohlfs-Schulzen-
trum. Den haben wir mittlerweile abgearbeitet, so 
wie die Schule und der Stadtteil es wollten.  
 
Wir müssen uns anschauen, wie die Anwahlen 
zum kommenden Schuljahr sind. Das ist im Au-
genblick noch völlig offen. Wenn wir diese Anwah-
len dann haben, müssen wir sie gemeinsam in der 
Bildungsdeputation analysieren und dann bedarfs-
orientiert reagieren. Das können wir nicht vorweg-
nehmen. Dann innerhalb von zwei, drei Monaten 
so eine weitreichende Entscheidung zu treffen, 
halte ich für kontraproduktiv, wenig zielführend. 
Wenn die Entscheidungen aber so eindeutig hin 
zu weiteren Integrierten Stadtteilschulen sind, 
dann werde ich der Deputation bedarfsorientiert 
entsprechende Vorschläge machen. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): 
Die Verwaltung hat der Bildungsdeputation bereits 
einen Beschlussvorschlag vorgelegt, der zurück-
gezogen wurde. Herr Senator, wie wollen Sie 
vermeiden, dass es zu einer erneuten Hängepar-
tie kommt wie beim Gerhard-Rohlfs-Schulzen-
trum? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Lemke: Das hat auch dort zu keiner 
Hängepartie geführt, zu dem Zeitpunkt ganz ein-
deutig nicht. Zu dem Zeitpunkt, als die Schule ih-
ren Antrag vorlegen sollte, lagen verschiedene 
Dinge, die dem Antrag hinzuzufügen waren, nicht 
vor. Sie sind erst nachgereicht worden. Solche 
Verfahren müssen schon sehr sorgfältig durchge-
führt werden.  
 
Es gibt hier keine Hängepartie. Wir haben den An-
trag. Ich habe mich sehr gefreut, dass der Beirat 
ihn einstimmig gefasst hat, das ist bei uns sehr 
wohl zur Kenntnis genommen worden. Das Haus 
steht auch positiv hinter diesem Beschluss, aber, 
wie ich es eben begründet habe, es muss sehr 
wohl durchdacht sein. Es müssen auch entspre-
chende Fortbildungsveranstaltungen durchgeführt 
werden. Ich sehe das überhaupt nicht als Hänge-
partie an, sondern wenn jetzt das Votum weiter 
dahin geht, so wie wir es auch in Bremen-Nord er-
lebt haben, dann werde ich Ihnen im Herbst, wenn 
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die Entscheidung wieder ansteht, den Vorschlag 
unterbreiten, die Helgolander Straße zu einer In-
tegrierten Stadtteilschule umzuwandeln. Wenn 
aber auch andere Dinge deutlich werden, dass El-
tern andere Schulen anwählen wollen oder andere 
Schularten, dann werden wir uns bedarfsorientiert 
entscheiden. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): 
Herr Senator, könnten Sie noch einmal kurz dar-
legen, wie sich insgesamt die Resonanz auf die 
Integrierten Stadtteilschulen im letzten Schuljahr 
abgezeichnet hat? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Lemke: Wir haben im letzten Schuljahr 
durch die neuen Schulstrukturen einen riesigen 
Erfolg gehabt, wie Sie wissen, dass den Eltern-
anwahlen bis auf einen einzigen Prozentpunkt 
entsprochen werden konnte. Das heißt, 99 Pro-
zent der Eltern konnten ihre Kinder dort in die 
Schulen geben, die sie selbst angewählt haben, 
auf der Anmeldung angekreuzt haben. 
 
Das heißt, das war sehr erfolgreich, und ich habe 
mit Freuden zur Kenntnis genommen, dass die In-
tegrierten Stadtteilschulen sehr stark angewählt 
worden sind, ebenso die Gymnasien, allerdings 
war es signifikant, dass im Vergleich zum Vorjahr, 
von fünf auf sechs, 65 Prozent der Eltern ihre Kin-
der mehr als im Vorjahr auf Integrierte Stadtteil-
schulen angemeldet haben. Das ist einzigartig, 
das gibt es in keinem anderen Bundesland, wo so 
ein signifikantes Ergebnis erzielt worden ist. Des-
halb ist meine Interpretation an der Stelle völlig 
eindeutig. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte, Herr Kollege Rohmeyer! 
 
Abg. Rohmeyer (CDU): Herr Senator, sind Sie mit 
mir der Auffassung, dass es auch andere positive 
Weiterentwicklungen von Schule geben kann als, 
wie Sie ausgeführt haben, nur in Richtung Integ-
rierter Stadtteilschule? 
 
(Abg. Frau Hövelmann [SPD]: Hat er doch gar 
nicht gemacht!) 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Lemke: Ich habe eben sehr deutlich dar-
auf hingewiesen, lieber Herr Rohmeyer, dass 
auch Gymnasien sehr stark angewählt worden 
sind, aber ich an keiner Stelle in der Stadt im Au-
genblick den Bedarf habe, ein Schulzentrum in ein 

durchgängiges Gymnasium umzuwandeln. Ich ha-
be eben ausdrücklich gesagt, auch mit Blick auf 
Ihre Fraktion, dass wir uns am Bedarf orientieren 
wollen und jetzt nicht nur einäugig durch die Stadt 
gehen, sondern wir wollen uns an dem Bedarf der 
Eltern orientieren. 
 
Präsident Weber: Haben Sie den Wunsch, eine 
weitere Zusatzfrage zu stellen? - Bitte sehr! 
 
Abg. Rohmeyer (CDU): Nur eine Anmerkung! 
Herr Senator, Sie haben zu Beginn der offiziellen 
Antwort des Senats, die Sie verlesen haben, ge-
sagt, dass der Senat hier die Entwicklung als Bei-
trag zur Weiterentwicklung von Schule begrüßt, 
und dahingehend war meine Frage, ob das die 
einzige Form der Weiterentwicklung ist, aber an-
scheinend sind Sie der Auffassung, dass es meh-
rere Formen der Weiterentwicklung als nur in die 
einseitige Richtung einer Integrierten Stadtteil-
schule geben kann. 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Lemke: Das ist doch völlig klar! Wir ent-
wickeln uns ja ständig weiter, und wir werden 
ständig besser, und da werden wir auch nicht auf-
hören. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
Damit ist der Tagesordnungspunkt erledigt. 
 
 
 
Aktuelle Stunde 
 
Für die Aktuelle Stunde ist von den Fraktionen 
kein Thema beantragt worden. 
 
 
 
Bericht über „Entbürokratisierung und Moder-
nisierung der Verwaltung sowie Abbau von Re-
gelungen“ 
Ortsgesetz zur Bereinigung des bremischen 
Rechts 
Mitteilung des Senats vom 7. Dezember 2004 
(Drucksache 16/270 S) 
 
Die Aussprache hierüber wird im Landtag stattfin-
den.  
 
Die Beratung ist eröffnet. - Wortmeldungen liegen 
nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Zuerst lasse ich über das Ortsgesetz abstimmen. 
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Wer das Ortsgesetz zur Bereinigung des bremi-
schen Rechts beschließen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft beschließt 
entsprechend. 
 
(Einstimmig) 
 
Im Übrigen nimmt die Stadtbürgerschaft von der 
Mitteilung des Senats, Drucksachen-Nummer 
16/270 S, Kenntnis. 
 
 
Zwischenbilanz des Stromsparens 
Große Anfrage der Fraktionen der SPD und der 
CDU 
vom 16. Dezember 2004 
(Drucksache 16/276 S) 
 
Dazu 
 
Mitteilung des Senats vom 8. Februar 2005 
(Drucksache 16/297 S) 
 
Dazu als Vertreter des Senats Senator Eckhoff. 
 
Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung 
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die 
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu 
wiederholen. 
 
Ich gehe davon aus, Herr Senator Eckhoff, dass 
Sie die Antwort des Senats, Drucksache 
16/297 S, auf die Große Anfrage der Fraktionen 
der SPD und der CDU nicht mündlich wiederholen 
möchten. 
 
Auf die Antwort des Senats auf Große Anfragen 
folgt eine Aussprache, wenn dies Mitglieder der 
Bürgerschaft in Fraktionsstärke verlangen. 
 
Ich frage, ob in eine Aussprache eingetreten wer-
den soll. - Das ist der Fall. 
 
Die Aussprache ist eröffnet. 
 
Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Dr. Schuster. 
 
Abg. Dr. Schuster (SPD): Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich muss ge-
stehen, sehr zufrieden stellend finde ich die Ant-
wort auf die Anfrage nicht. Nicht, weil dort irgend-
etwas verheimlicht wurde, sondern weil es sich 
insgesamt zeigt, dass Energiesparen beziehungs-

weise Stromsparen keine Priorität des Senats ist, 
für die man sehr viel Kraft aufwendet! 
 
Zunächst möchte ich kurz das Gute, was in der 
Antwort deutlich wird, herausheben. Das ist zum 
einen, dass Stromsparen zum Erfolg führt. Immer-
hin konnten 273.000 Kilowattstunden eingespart 
werden. Das entspricht einer Einsparsumme von 
etwa 38.000 Euro. Rechnet man dagegen, welche 
Ausgaben notwendig waren, um das zu generie-
ren, kommt man dazu, dass sich das Ganze in 
vier Jahren amortisiert. Das ist eine vernünftige 
Sache, und ich glaube, dass sich zeigt, was wir 
immer gesagt haben, nämlich dass Energiesparen 
und Stromsparen nicht nur umweltpolitisch, son-
dern auch haushaltspolitisch sinnvoll ist. 
 
Das zweite Gute ist aus meiner Sicht, dass der 
Senat beabsichtigt, es nicht nur auf Stromsparen 
zu begrenzen, sondern den Energieverbrauch von 
Gebäuden insgesamt in den Blick zu nehmen. 
Das Energie-Optprogramm weist in die richtige 
Richtung. Ich hoffe nur, dass die Punkte, die ich 
jetzt als Kritik habe, dabei beachtet werden. Was 
ich nämlich nicht verstehe, ist das schier atembe-
raubende Tempo, das da vorgelegt wird und mit 
dem der Senat hier an die Arbeit geht. Man muss 
sich die Abläufe einmal verdeutlichen. In einem 
Zeitraum von gut zwei Jahren ist es gerade einmal 
gelungen, sechs Gebäude auszuwählen und pla-
nerisch so weit vorzubereiten, dass dort investive 
Maßnahmen zum Stromsparen getroffen werden. 
Jetzt wird man 2005 dazu kommen, das durchzu-
führen, und wahrscheinlich braucht man bei dem 
Tempo ein Jahr Auswertungsphase, bis man sa-
gen kann: Hat sich das eigentlich gelohnt? Kön-
nen wir real weitermachen, oder gibt es da 
Schwierigkeiten? Hier wird noch nicht einmal das 
Tempo einer Schnecke erreicht. Gerade ange-
sichts der Informationen, die wir im Juli bezie-
hungsweise im August zur Kenntnis nehmen 
mussten, verstehe ich das überhaupt nicht. 
 
Im Juli und August letzten Jahres mussten wir zur 
Kenntnis nehmen, welche Ergebnisse die Aus-
schreibung der Stromversorgung für öffentliche 
Gebäude und für die öffentliche Hand hatte. Da 
kam heraus, dass in einem Zwei-Jahres-Zeitraum 
die Energiekosten um ungefähr 925.000 Euro stei-
gen werden. Das sind für die einzelnen Ressorts 
alles Ausgaben, die im konsumtiven Bereich er-
wirtschaftet werden müssen. Das macht beispiels-
weise für das Bildungsressort 325.000 Euro in 
zwei Jahren aus, die dort nur durch steigende 
Strompreise zustande kommen.  
 
Diese Summen zeigen meines Erachtens, dass es 
sich doch lohnen würde - und auch die Modell-
rechnungen, die bisher angestellt werden, bele-
gen das -, dass es sich in vielen Bereichen sehr 
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schnell rechnet, auch mit investiven Maßnahmen 
Stromsparen voranzubringen, um dort auch gera-
de angesichts der Haushaltsnotlage zu relevanten 
Einsparungen zu kommen. Insgesamt geht es um 
Energiekosten von 7,7 Millionen Euro in zwei Jah-
ren, also knapp vier Millionen Euro in einem Jahr, 
die allein für Strom ausgegeben werden. Dies 
verweist auf ein erhebliches Sparpotential. 
 
Das Zweite, was ich überhaupt nicht verstehe, ist 
die Finanzierungsart, die der Senat jetzt gewählt 
hat. Auf der einen Seite haben wir jahrelang ver-
sucht, das Mieter-Vermieter-Verhältnis im Liegen-
schaftsbereich umzusetzen. Dafür haben wir viele 
Gesellschaften gegründet, meines Erachtens in-
zwischen sogar zu viele, aber vielleicht wird ja die 
eine oder andere dann doch noch einmal fusionie-
ren. Jetzt zeigt sich, dass dieses Prinzip beim 
Stromsparen keine Relevanz hat, denn die Nutzer 
sollen die Investition selbst bezahlen. Ich möchte 
einmal die Frage stellen: Wie würde man selbst 
als Mieter reagieren, wenn der Vermieter anbietet, 
Sie können das alles selbst bezahlen, später spa-
ren Sie ja Energiekosten ein?  
 
(Vizepräsident Ravens übernimmt den Vorsitz.) 
 
Da wird ein Prinzip völlig umgekehrt und gleichzei-
tig Stromsparen von äußerst knappen konsumti-
ven Haushalten der Ressorts abhängig gemacht, 
die nicht die notwendigen finanziellen Möglichkei-
ten haben. Wenn man das zentral organisiert,  
über Kreditaufnahme, die sich in relativ kurzer Zeit 
in Zeiträumen von fünf, wie wir hier lesen, bis 14 
Jahren amortisiert, dann kann man das über eine 
Zentralisierung dieser Investition leichter realisie-
ren, statt es den Ressorts einzeln zu überlassen. 
 
Weiter verstehe ich überhaupt nicht, weswegen 
das Ressort nicht einmal die Ansätze, die es in 
anderen Bereichen mit der Stromversorgung 
macht, nämlich bei der öffentlichen Beleuchtung, 
überhaupt mit in Erwägung zieht. Es könnte ver-
sucht werden, Stromsparen über Contracting zu 
finanzieren und damit privates Kapital zu nutzen. 
Dies käme nicht nur der Umwelt zugute, sondern 
gleichzeitig auch unserem Haushalt. Aus meiner 
Sicht ist hier Nachholbedarf, wenn Stromsparen 
nicht nur eine Floskel sein soll, sondern wenn 
man das in der gegebenen und notwendigen Di-
mension angehen will. Ich hoffe, dass der Senat 
dazu kommt, hier möglichst rasch gerade auch 
unter Haushaltsgesichtspunkten nachzulegen. - 
Danke schön! 
 
(Beifall bei der SPD) 
 
Vizepräsident Ravens: Als Nächster erhält das 
Wort der Abgeordnete Focke. 
 

Abg. Focke (CDU): Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Bei dem geringen 
und nicht investiven Bereich haben wir 273.000 
Kilowattstunden gespart. Das sind etwa 40 Pro-
zent von dem, was wir uns bis zum Jahr 2008 
vorgenommen haben. Jetzt haben wir das Jahr 
2005. So schlecht, finde ich, ist dieser Bereich 
nicht. Da liegen wir gut im Trend. Auf die investi-
ven Maßnahmen hat Herr Schuster richtig hinge-
wiesen, ich will das aber nicht mit dieser pauscha-
len Kritik verbinden, Herr Schuster. Wir diskutie-
ren hier sehr über investive Maßnahmen, und ich 
bin einmal sehr gespannt, wie wir am Ende der 
Beratungen, die wir wegen des Sanierungshaus-
haltes oder der dritten Sanierungsphase durchfüh-
ren, am Ende dastehen werden. 
 
Um den Strom sparen zu können, müssen wir er-
hebliche Investitionen tätigen, das haben Sie 
selbst gesagt. Wenn wir das Ziel wirklich errei-
chen wollen, dann müssen wir diese Investitionen 
auch in relativ kurzer Zeit durchführen. Da werden 
wir uns wahrscheinlich öfter einmal sehen und 
treffen. Wir sind ja sehr dafür, dass wir investieren 
und dabei auch den entsprechenden Energiever-
brauch sparen, aber dazu gehört, und das ist 
wichtig, dass auch wirklich investiert werden kann. 
 
 
Ich glaube, man darf nicht zu viel Kritik an diesem 
bisherigen Stand des Stromsparprogramms üben. 
Es ist beschlossen worden und musste auch erst 
in einer Phase eingeführt werden, es musste un-
tersucht werden, es ist ausgesucht und ausge-
wählt worden, welche Dinge im investiven Bereich 
zuerst passieren sollen, und da ist auch eine gan-
ze Menge passiert. Es ist so, dass es erst im Jahr 
2004 richtig angelaufen ist. 2003 waren es doch 
sehr geringe Werte, die da erzielt worden sind, 
aber im Jahr 2004 sind ja schon einige Dinge pas-
siert, die wesentlich zu diesen 273.000 Kilowatt 
beigetragen haben. In der Tabelle zwei bei den 
Sanierungsprojekten und Gebäudesanierungs-
programmen mit Anwendung der Stromsparrichtli-
nien ist doch auch jetzt eine ganze Menge aufge-
führt worden. Ich glaube, da bewegt man sich auf 
einem ganz guten Weg. Wenn die Investitionen 
dann auch noch so kommen, wie sie sein müss-
ten, dann würden wir auch noch mehr sparen. - 
Vielen Dank! 
 
(Beifall bei der CDU) 
 
Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Kollegin Frau Dr. Mathes. 
 
 
Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen): 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
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Herren! Wir Grünen stimmen der hier von Herrn 
Schuster dargelegten Kritik im vollen Umfang zu. 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und bei der 
SPD) 
 
Ich möchte den Themenbereich doch noch einmal 
etwas übergeordnet aufziehen. Worum geht es 
denn eigentlich? Es geht darum, dass mit Ener-
giesparmaßnahmen ein Beitrag zum Klimaschutz 
geleistet wird und dass gleichzeitig der Bremer 
Haushalt entlastet wird. Diese Initiative, den Weg 
überhaupt zu beschreiten und in diese Richtung 
zu gehen, geht zurück auf eine Initiative des Par-
laments, und ich finde, meine Vorredner hätten 
das ruhig erwähnen können. 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Im Jahr 2000 haben wir hier einen gemeinsamen 
interfraktionellen Antrag verabschiedet, der da 
hieß „Ökostrom für Bremen“. Herausgekommen 
ist dann dieses Stromsparprogramm des Senats. 
Während der Debatte zu der dann daraus resultie-
renden Senatsmitteilung hat Herr Dr. Schuster 
schon damals seine Verwunderung zum Ausdruck 
gebracht, dass die Bremer Regierung nicht früher 
gehandelt hat, und er stellte fest - Herr Schuster, 
ich zitiere aus der 35. Sitzung am 22. März 2001 
mit Erlaubnis des Präsidenten -: „Wir sind froh, 
dass wir gemeinsam diesen Antrag gestellt haben. 
Wir sind dadurch, glaube ich, schon einen wesent-
lichen Schritt weiter gekommen, auch das Be-
wusstsein zu schärfen, dass Energieeinsparung 
und damit ökologisch sinnvolles Verhalten auch 
unter haushaltspolitisch engen Vorgaben sehr gut 
möglich ist und sogar Vorteile bringt.“ 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Dies und die Ergebnisse der Einsparpotentiale 
zeigen doch vor allem eines, meine Damen und 
Herren, sie zeigen, dass die große Koalition ver-
dammt lange geschlafen hat! Klimaschutz war für 
den Senat jahrelang ein Fremdwort. Damit wurde 
die Umwelt unnötig aufgeheizt und das Geld zum 
Fenster hinausgepustet. 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Nun, dank dieser gemeinsamen Initiative, die mich 
auch bis heute noch freut - es war, finde ich, eine 
schöne Sache damals, dass auch die Partner der 
großen Koalition bereit waren, einen Weg mit den 
Grünen zu gehen -, seitdem ist dieses Stromspar-
programm implementiert worden, aber es ist eben, 
wie Herr Schuster ja schon aufgezeigt hat, viel zu 
langsam umgesetzt worden, und zwar zu langsam 
auch deswegen, weil es beim Klimaschutz nicht 

fünf vor zwölf ist, sondern beim Klimaschutz ist es 
bereits fünf nach zwölf.  
 
Die überwiegende Mehrheit der Klimaforscher 
weist auf die Notwendigkeit drastischer CO2-Ein-
sparungen seit Jahren, Jahrzehnten fast, hin, weil 
nämlich sonst die möglichen Temperaturerhöhun-
gen ein Ausmaß erreichen, das verheerend sein 
kann, weil die Gletscher sonst weiter abschmel-
zen, weil extreme Witterungsverhältnisse wie 
Stürme und Überschwemmungen weiter zuneh-
men und so weiter. Man könnte hier beliebig lange 
aufzählen. Eines ist aber auch klar: Das Ausmaß 
der auf die Menschheit zukommenden Verände-
rungen ist sicher noch lange nicht absehbar. Des-
wegen wäre ein „Weiter so“ fahrlässig und verant-
wortungslos.  
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Eines ist auch klar, der Klimaschutz muss weltweit 
passieren. Aber er wird nur passieren, wenn er an 
jedem lokalen Ort, in jeder Stadt, in jedem Land 
auch umgesetzt wird, wenn dort die Maßnahmen 
ergriffen werden. Hier hat sich Bremen nun wirk-
lich nicht mit Ruhm bekleckert, wie die Zwischen-
bilanz des Stromsparprogramms zeigt. Ich muss 
noch einmal Herrn Schuster Recht geben: Das 
Tempo ist das einer Schnecke, zusammenge-
fasst, das ist das richtige Bild.  
 
Ich muss auch Herrn Focke korrigieren, was die 
Zahlen betrifft, weil er eine falsche Basis genom-
men hat. Er sagt, wir haben 40 Prozent erreicht, 
aber 40 Prozent von den gering- beziehungsweise 
nicht investiven Maßnahmen. 
 
(Abg. Focke [CDU]: Habe ich gesagt!) 
 
Ja, aber die richtigen Zahlen werde ich Ihnen jetzt 
einmal nennen, was das nämlich heißt. Bei den 50 
Gebäuden mit auffällig hohem Stromverbrauch 
könnten 1,45 Millionen Kilowattstunden eingespart 
werden. Davon erzielt wurden 273.000 Kilowatt-
stunden. Das sind nicht einmal 20 Prozent des 
Möglichen bei diesem kleinen Programm. Das 
heißt, man könnte stattdessen in diesem kleinen 
Programm mehr als tausend Tonnen CO2 einspa-
ren, und man könnte statt 38.000 Euro jährlich be-
reits 200.000 Euro jährlich für den Bremer Haus-
halt gespart haben. Das heißt, das, was bisher 
umgesetzt wird, ist wirklich keine Erfolgsstory und 
kein Umweltschutz so, wie er nötig ist zu unseren 
Zeiten. 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich möchte jetzt auch noch einmal besonders die 
Haushaltspolitikerinnen und -politiker ansprechen,  
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(Abg. Frau Wiedemeyer [SPD]: Entscheiden tun 
die Fachdeputierten!) 
 
weil ich irgendwie die Überzeugung habe, so rich-
tig wurde das von der Seite auch noch nicht reali-
siert, welche Belastung man dauerhaft für den 
konsumtiven Haushalt hier einsparen kann. Mit 
diesem kleingebackenen Programm Stromsparen 
sind es schon einmal jährlich 200.000 Euro für die 
paar Gebäude, die man bisher betrachtet hat. 
Wenn man das wirklich konsequent umsetzt, dann 
ist es hier wirklich ein Paradebeispiel für eine 
Symbiose von Ökologie und Ökonomie, wo gleich-
zeitig der Bremer Haushalt dauerhaft, für immer 
entlastet wird und ein Beitrag zum Klimaschutz 
geleistet wird.  
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Meine Damen und Herren, neben diesen Defiziten 
möchte ich jetzt noch auf ein anderes hinweisen, 
nämlich auf eine fehlende Transparenz, und bis-
her ist mir das eigentlich auch noch nicht so in der 
Form vorgekommen. In der Senatsmitteilung heißt 
es doch tatsächlich, ich zitiere hier mit Genehmi-
gung des Präsidenten: „Die Untersuchungsergeb-
nisse weisen ein maximales Stromsparpotential 
von zirka 1,45 Millionen Kilowattstunden aus, das 
zu gut der Hälfte durch investive Maßnahmen, zur 
anderen Hälfte durch gering- und nicht investive 
Maßnahmen erschließbar ist. Eine detaillierte 
Darstellung hierzu ist in der Senatsvorlage vom 
15. Mai 2003 enthalten, auf die sich auch die Fra-
gestellung dieser Großen Anfrage bezieht.“ So-
weit das Zitat! 
 
Meine Damen und Herren, weder uns Grünen als 
Opposition noch den Bürgerinnen und Bürgern 
wurde diese Senatsvorlage zugänglich gemacht. 
Das heißt, weder wir noch die Öffentlichkeit kön-
nen genau beurteilen, was denn der Senat damals 
beschlossen hat, und dann bewerten, inwieweit er 
seine eigenen Beschlüsse umgesetzt hat. Wir for-
dern die Regierung jetzt auf, umgehend die in die-
ser Senatsmitteilung versteckten Informationen 
einer breiten Öffentlichkeit auch zugänglich zu 
machen, damit man weiß, was denn von den Be-
schlüssen dieser Regierung passiert ist und was 
nicht! 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wir Grünen erwarten auch, dass der Senat end-
lich die Einsparpotentiale an Energie ausschöpft. 
Bisher sind offensichtlich keinerlei investive Maß-
nahmen, mit denen nämlich die deutlichsten Ein-
sparungen erreicht werden könnten, umgesetzt 
worden, das heißt bisher keinerlei investive Maß-
nahmen in diesem Bereich, wo das doch gerade 
wirklich kluge und risikoarme Investitionspolitik 

wäre! Sie stärkt nämlich das Handwerk, sie ent-
lastet den Haushalt, und sie schont die Umwelt. 
Besser können wir es nicht haben! Deshalb erwar-
ten wir Grünen, dass der Senat endlich in diesem 
Sinne zum Wohle Bremens handelt. - Danke! 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält Herr Se-
nator Eckhoff. 
 
Senator Eckhoff: Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Manche Debatten 
entwickeln sich doch anders, als man es vermutet 
hätte! Ich möchte zunächst einmal feststellen, 
dass die Kritik in der Form, wie sie hier von Herrn 
Dr. Schuster, aber auch gerade von Frau Dr. Ma-
thes geäußert worden ist, mich schon ein biss-
chen überrascht.  
 
(Abg. Frau Wiedemeyer [SPD]: Bei zwei von drei 
Rednern würde mir das aber zu denken geben!) 
 
Nicht, weil ich auch die Auffassung habe, dass 
man im Bereich Stromsparen und Energiesparen 
noch immer mehr machen kann, aber weil ich 
doch schon überrascht bin, dass, wenn die Kritik 
an dem Tempo der Umsetzung dieses Pro-
gramms besteht, man zumindest darüber auch 
einmal in der Umweltdeputation in irgendeiner 
Form kurz hätte sprechen können! Dafür ist nor-
malerweise so ein Gremium auch da. Da ist von 
Ihnen beiden in diese Richtung nicht einmal etwas 
problematisiert oder kritisiert worden.  
 
Wer weiß, wie schwierig es ist - im Moment ver-
hindern die Bildungspolitiker einmal wieder den 
Blickkontakt zwischen den Umweltpolitikern, Herr 
Rohmeyer -, also, wer weiß, wie schwierig gerade 
größere Investitionsmaßnahmen sind, weil in ers-
ter Linie häufig die Gebäude, die einen hohen 
Verbrauch haben, alte Gebäude sind und es sich 
dort dann auch um sehr komplexe Sanierungs-
vorhaben handelt, der weiß auch, dass es gerade 
in diesen Gebäuden einen längeren Vorlauf gibt 
als bei anderen Gebäuden. Das erklärt auch, dass 
wir in dem kleineren Bereich Maßnahmen vorge-
zogen haben, wo mit einem geringeren Mittelein-
satz tatsächlich dann auch Ergebnisse, und Herr 
Dr. Schuster hat ja selbst gesagt, positive Ergeb-
nisse, erzielt worden sind.  
 
Ich glaube, dass wir auf diesem Feld weiter etwas 
machen müssen, dass dies hier auch nicht das 
Ende der Fahnenstange ist, und ich habe auch 
kein Problem damit, wenn wir alle gemeinsam 
feststellen, wir müssen das Tempo da noch erhö-
hen. Herr Focke hat ja gerade die Prozentsätze 
angesprochen, und Frau Dr. Mathes, auch wenn 
Sie die Prozentsätze relativiert haben, würde ich 
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im Verhältnis zu den Zielen die ersten Schritte und 
Ergebnisse nun nicht als Schneckentempo be-
zeichnen. Ich finde diese Kritik beim besten Wil-
len, Herr Dr. Schuster, unangemessen.  
 
(Abg. Focke [CDU]: Auch für die Vorgängerin!) 
 
Es tut mir Leid, wenn Ihnen die Senatsvorlage 
vom 15. Mai 2003 nicht vorliegt, Frau Dr. Mathes. 
Zumindest Herrn Schuster muss sie vorgelegen 
haben, weil sich die Fragesteller auf diese Vorlage 
beziehen, wie das auch festgehalten ist. Also, 
Herr Dr. Schuster hat sie wahrscheinlich, aber ich 
habe kein Problem damit, diese Senatsvorlage 
auch bei der nächsten Sitzung der Deputation für 
Umwelt und Energie dann allen Deputationsmit-
gliedern zugänglich zu machen. Das sind keine 
Geheimveranstaltungen, und Sie wissen genau, 
dass wir Ihnen auch sehr häufig Senatsvorlagen, 
wenn sie eine Relevanz für Beratungen in den 
Deputationen haben, einfach mit einem Vorblatt 
zur Kenntnis geben. Wenn das gewünscht wird, 
können wir das noch nachholen.  
 
Aber ich glaube schon, dass wir uns alle, und das 
ist wichtig, dahinter versammeln müssen, dass 
das Thema Energieeinsparung und speziell in 
diesem Fall Stromeinsparung ein ganz wichtiges 
ist. Dann müssen wir auch generell fragen, und da 
bin ich sehr froh, Herr Dr. Schuster ist ja auch im 
Haushaltsausschuss, wie wir zum Beispiel mit den 
Amortisationsberechnungen umgehen. Das sehen 
Sie, finde ich, sehr gut dargestellt auf der letzten 
Seite, dass wir extra auch noch einmal diese Fall-
beispiele genommen haben, an denen man sieht, 
dass es durchaus Fälle gibt, die über den beim 
Senator für Finanzen vorhandenen Fonds der 
Amortisationszeiten hinausgehen. Dort gibt es ja 
den Fonds für betriebswirtschaftliche Maßnah-
men, mit dem man Gelder auch dafür einsetzen 
kann.  
 
Die Frage ist jetzt: Wie gehen wir damit um, wenn 
man über diesen Zeitraum kommt? Es ist ener-
giepolitisch sinnvoll, es ist umweltpolitisch sinn-
voll, aber es erfüllt diese direkten Kriterien nicht. 
Ich glaube, Herr Dr. Schuster, an dieser Stelle 
sind Sie auch als Mitglied des Haushaltsaus-
schusses gefordert, dann dafür zu sorgen, dass 
diese Zeiten für solche sinnvollen Stromeinspar-
notwendigkeiten entsprechend reduziert werden, 
und ich hoffe, dass Sie das dann auch unterstüt-
zen. Das würde vielleicht dazu führen, dass man 
dann der Schnecke, um bei Ihrer Ausdrucksweise 
zu bleiben, vielleicht auch ein bisschen Beine ma-
chen kann. 
 
(Abg. Frau Linnert [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Schnecken mit Beinen? - Abg. Focke [CDU]: Tau-
sendfüßler!) 

Ich möchte darüber hinaus appellieren, da wir im 
Moment so viel über Investitionsmaßnahmen 
sprechen und sicherlich in den nächsten Monaten 
auch noch sprechen werden, dass wir zumindest 
dann auch überlegen, wie wir mit dieser Thematik 
zukünftig umgehen wollen, wie wir Maßnahmen 
einschätzen. Das müssen nicht nur Stromeinspar-
maßnahmen oder umweltschonende Maßnahmen 
sein, die auch beim Investitionshaushalt direkte 
Auswirkungen auf den konsumtiven Bereich ha-
ben und diesen entsprechend reduzieren.  
 
(Abg. Frau Linnert [Bündnis 90/Die Grünen]: Das 
Haus scheint zu wünschen, dass der Senat das 
bei seinen Eckwerten auch berücksichtigt!) 
 
Ja, und der Senat wünscht, dass beim beschlos-
senen Haushalt der Bürgerschaft das auch ent-
sprechend berücksichtigt wird, Frau Linnert, weil 
Sie, glaube ich - -. 
 
(Abg. Frau Linnert [Bündnis 90/Die Grünen]: Der 
Senat legt den Haushaltsentwurf vor!) 
 
Ja, aber den endgültigen Beschluss über den 
Haushalt fasst das Parlament! Dann ist es gut. 
Mein Wunsch ist dann an die Parlamentarier, Frau 
Linnert, dann möchte ich das als Wunsch formu-
lieren, dass bei den zukünftigen Beratungen auch 
berücksichtigt wird, dass solche Maßnahmen in 
irgendeiner Form besonders hervorgehoben wer-
den und dass solche Investitionsmaßnahmen 
notwendig sind, denn in einem sind wir uns, glau-
be ich, alle einig, auch Herr Dr. Schuster, dass 
diese Maßnahmen, die definiert worden sind und 
zu den entsprechenden Einsparungen kommen, 
jetzt auch möglichst schnell umgesetzt werden 
sollen. Das wird in erster Linie ein finanzpoliti-
sches Problem sein, und wenn da alle Fraktionen 
in diesem Hause einig sind, dann, bin ich mir si-
cher, werden wir auch bis zum Jahr 2008 diese 
definierten Maßnahmen tatsächlich umsetzen 
können.  
 
Das ist mein Ziel, dazu haben wir jetzt noch ins-
gesamt dreieinhalb Jahre Zeit bis zum Ende des 
Jahres 2008, und da, glaube ich, lässt sich das 
eine oder andere auch erreichen. Wenn Sie da 
noch Tipps haben, bin ich jederzeit gern bereit, Ih-
re Tipps anzunehmen, wie wir dieses Tempo dann 
auch erhöhen können. - Vielen Dank für die Auf-
merksamkeit! 
 
(Beifall bei der CDU) 
 
Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält der Ab-
geordnete Dr. Schuster. 
 
Abg. Dr. Schuster (SPD): Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Tipps zu ge-
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ben will ich gern versuchen. Wenn man an Sparen 
denkt, dann ist es immer sinnvoll, da zu sparen, 
wo man sogar noch positive Effekte für die Leis-
tungserbringung oder für sonstige politische Ziele 
erreicht. Dafür ist Energiesparen ein Beispiel par 
excellence, denn, das hatte Karin Mathes sehr 
deutlich gesagt, es lohnt sich zum einen finanziell 
und zum anderen für die Umwelt, weil das größte 
CO2-Minderungspotential zurzeit immer noch die 
Verminderung der CO2-Emissionen aus dem Ge-
bäudebestand heraus ist, die von Strom und Hei-
zung jeweils erzeugt werden. Das ist das Potenti-
al, mit dem man am schnellsten und kostengüns-
tigsten etwas machen kann. 
 
Dementsprechend war auch nicht die Kritik, dass 
die kleineren Maßnahmen zuerst gemacht wer-
den. Das ist logisch, denn sie brauchen kaum 
Planungsvorlauf, und das soll man dann so 
schnell wie möglich machen, das habe ich hier 
auch extra gewürdigt. Die Kritik setzt da an, dass 
man sechs Modellvorhaben hat. Man braucht da-
für nicht so viele Modelle, denn dass Energiespa-
ren sich lohnt, kann man an vielfältigsten Studien 
seit vielen Jahren ablesen, wo das von verschie-
densten Seiten immer wieder ausprobiert wurde.  
 
Wir müssen einfach etwas kreativer herangehen 
und nicht sagen, wir müssen das jetzt haushalts-
politisch ganz genau absichern. Der Grundgedan-
ke ist doch beim Energiesparen ganz einfach der, 
einen eigenen Finanzkreislauf zu bilden. Bei In-
vestitionen, die wir tätigen müssen, muss dafür 
gesorgt werden, dass die Kosteneinsparungen 
durch den verringerten Energieverbrauch wieder 
in den Kreislauf zurückgeführt werden. So eine 
Finanzierung könnte man bei uns innerhalb des 
Rahmens der GBI ansiedeln, oder man könnte da-
für Energieversorger nutzen, wie Sie es selbst 
schon gemacht haben bei der Straßenbeleuch-
tung.  
 
Wieso machen wir nicht eine entsprechende Aus-
schreibung, die beinhaltet, dass nur derjenige den 
Zuschlag erhält, der einen bestimmten Strom-
sparbeitrag realisiert? Wie viel Prozent dann rea-
listisch sind, muss man sicherlich prüfen. Die 
nächste Ausschreibung wird im nächsten Jahr 
vorbereitet werden, weil wir ab dem Jahr 2007 
wieder neue Stromlieferverträge haben. In diese 
Richtung müssen wir denken und das entspre-
chend vorantreiben. Ich bin dann auch gern bereit, 
das ausführlich in der Umweltdeputation zu be-
handeln, denn das ist in der Tat der Ort, wo man 
diese Fachdiskussion führen muss.  
 
Ich will hier auch sagen, weswegen ich das nicht 
vorher in der Umweltdeputation angesprochen 
habe: Es ist bekannt, dass die Umweltpolitiker 
sich schon immer einig waren, dass das sinnvoll 

ist, dass aber sehr viel Widerstand von verschie-
densten Ressorts wie von Seiten der bauenden 
Stellen und bauenden Gesellschaften zu überwin-
den war und ist. Deswegen ist es wichtig, dass wir 
das hier zusammen im Parlament diskutieren und 
hier deutlich machen, dass das gesamte Parla-
ment das für eine wesentliche Sache hält, mit der 
man sinnvoll sparen kann. Die richtigen Einspar-
beiträge werden sicherlich erst in fünf bis sechs 
Jahren zu generieren sein, weil die Investitionen 
abgetragen werden müssen. Aber es lohnt sich 
trotzdem! - Danke schön! 
 
(Beifall bei der SPD) 
 
Vizepräsident Ravens: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor.  
 
Die Aussprache ist geschlossen. 
 
Die Stadtbürgerschaft nimmt von der Antwort des 
Senats mit der Drucksachen-Nummer 16/297 S 
auf die Große Anfrage der Fraktionen der SPD 
und der CDU Kenntnis. 
 
 
 
Vorhaben- und Erschließungsplan 43 
(vorhabenbezogener Bebauungsplan) zur Er-
richtung eines Verbrauchermarktes für ein 
Grundstück an der Schwaneweder Straße zwi-
schen Haus Nr. 196 und Haus Nr. 208 (Flur-
stück 199/2 der Flur VR 152) in Bremen-Blu-
menthal 
Mitteilung des Senats vom 18. Januar 2005 
(Drucksache 16/286 S) 
 
Die Beratung ist eröffnet. - Wortmeldungen liegen 
nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Wer den Vorhaben- und Erschließungsplan 43 be-
schließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft beschließt 
entsprechend. 
 
(Einstimmig) 
 
 
 
Qualitätsstandards für Ganztagsschulen 
Mitteilung des Senats vom 18. Januar 2005 
(Drucksache 16/287 S) 
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Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Lem-
ke. 
 
Die Beratung ist eröffnet. 
 
Das Wort erhält die Abgeordnete Frau Stahmann. 
 
 
Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): 
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! 
Beim Thema Ganztagsschulen lässt sogar Herr 
Rohmeyer mir heute den Vortritt. Ich weiß noch 
nicht, wie ich das deuten soll. 
 
Wir debattieren heute über Qualitätsstandards von 
Ganztagsschulen in der Stadt Bremen, wir haben 
mittlerweile 24. Ich finde, das ist eigentlich eine 
sehr positive Bilanz, die wir hier als Bürgerschaft 
ziehen können.  
 
(Beifall bei der SPD) 
 
Grund für diese Debatte war auch ein Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, ein Änderungs-
antrag zu einem Antrag der großen Koalition mit 
dem Auftrag an den Senat, die Qualitätsstandards 
für Ganztagsschulen der Bürgerschaft vorzulegen. 
Dem kommt der Senat heute nach.  
 
Ich finde, das Thema ist aktueller denn je, denn 
der Bildungssenator hat mit seinen Äußerungen, 
künftig an Schulen zwei Drittel Lehrer und ein Drit-
tel anderes Personal bei gleichbleibenden Bil-
dungsausgaben einzusetzen, für große Unruhe an 
den Schulen gesorgt, und ich habe mich auch ü-
ber diese unpräzisen Äußerungen oder, wie ich 
finde, auch salopp hergesagten Äußerungen ge-
genüber den „Elmshorner Nachrichten“ sehr ge-
wundert, Herr Lemke! Das gehört auch notwendi-
gerweise zur heutigen Debatte.  
 
Künstler, Sportler oder Handwerker können sinn-
voll in die Arbeit von Schulen einbezogen werden, 
da gibt es keinen Dissens mit der grünen Bürger-
schaftsfraktion. Ihr Einsatz darf aber kein Lehrer-
ersatz sein. Es geht nämlich um neue Unterrichts-
formen, um bessere Bildung und nicht um mög-
lichst billiges Betreuungspersonal. 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen - Abg. Frau 
Hövelmann [SPD]: Das finde ich auch!) 
 
Der Personalmix wird bereits heute an einigen 
Schulen sehr erfolgreich praktiziert. Kollegin Hö-
velmann nickt! Da gibt es Beispiele aus Findorff, 
aus der Neustadt. 
 
(Abg. Frau Hövelmann [SPD]: Das stimmt gar 
nicht, dass ich genickt habe! Das ist überhaupt 
nicht wahr!) 

Es sah so aus! Das habe ich mir wahrscheinlich 
gewünscht, Frau Hövelmann. 
 
Dieser sinnvolle Ansatz wird vor die Wand gefah-
ren, wenn der Senator daraus ein reines Sparkon-
zept macht. Im Zentrum muss nach dem Pisa-De-
bakel die Frage stehen, wie wir die Bildung aller 
Kinder und Jugendlichen verbessern, und nicht, 
wie man möglichst billig eine längere Betreuung in 
den Schulen organisieren kann. So hatte ich das 
bisher verstanden, dass das eigentlich auch Kon-
sens im Haus ist, weil wir uns alle zu verbindli-
chen Ganztagsschulen bekannt haben. 
 
Für das „Kerngeschäft“ Unterricht brauchen wir 
gut ausgebildete Lehrerinnen und Lehrer. Seit 
langem fordern die Grünen „Geld statt Stellen“ für 
die Schulen. Wir haben in der letzten Bürgerschaft 
deutlich gemacht, dass wir durch einen konse-
quenten Bürokratieabbau und mehr Autonomie 
der Schulen hier auch deutliche finanzielle Spiel-
räume sehen.  
 
Das Bundesprogramm Ganztagsschule, das Bre-
men 28 Millionen Euro unter dem Strich an Inves-
titionsmitteln bringt, muss notwendigerweise mit 
einem schlüssigen Personalkonzept ergänzt wer-
den. Da bin ich auch gern bereit, Herr Senator 
Lemke, Sie bei allen Anstrengungen hier im Hau-
se zu unterstützen, wenn wir künftige Bildungs-
haushalte auf die Beine stellen müssen.  
 
Wir sagen, autonome Schulen sollen vor Ort mit 
Blick auf ihr individuelles Profil entscheiden, wen 
sie einstellen. Ich halte die anvisierte Personalauf-
teilung zwei Drittel Lehrer, ein Drittel andere Mit-
arbeiter für völlig überzogen. Der Bildungsauftrag 
der Schulen muss im Mittelpunkt stehen. Dafür 
brauchen wir pädagogisch geschulte Fachkräfte, 
und das sind für den Unterricht Lehrerinnen und 
Lehrer.  
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Schmalspurmodelle mit Aufbewahrungscharakter 
können wir uns nicht leisten. Auf Sicht kann nur 
gute Qualität für die Ganztagsschulen sprechen. 
Auch deshalb ist es notwendig, dass wir über die 
Einführung von verbindlichen Qualitätsstandards 
oder gar auch Gütesiegel für Ganztagsschulen, 
wie es andere Länder bereits machen, nachden-
ken. Die Antwort des Senats gibt dafür teilweise 
Denkanstöße. Ich finde, an einigen Punkten bleibt 
sie aber noch offen, und diese Punkte möchte ich 
ansprechen.  
 
Stichwort Kooperation Jugendhilfe und Schulen 
zum Beispiel: Wir brauchen auch für Bremen eine 
systematische und rechtlich verbindliche Zusam-
menarbeit zwischen Schule und Jugendhilfe! Das 
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gilt auch für den Sport. Voraussetzung hierfür ist, 
dass die im Kinder- und Jugendhilfegesetz enthal-
tene Verpflichtung für die Jugendhilfe, mit anderen 
gesellschaftlichen Bereichen zu kooperieren, auch 
für den schulischen Bereich rechtlich verbindlich 
ausgestaltet werden sollte. Dazu muss man wahr-
scheinlich auch noch einmal das Schulgesetz än-
dern und mit dem Bereich Soziales, Frau Röpke 
sitzt ja hier, eine engere Zusammenarbeit als bis-
her vereinbaren. 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Es gibt ja eine Debatte, Herr Rohmeyer, man 
muss darauf eingehen, darüber, ob man nicht 
besser die Ressourcen von Soziales und Bildung 
in ein Ressort zusammenführen sollte.  
 
(Abg. Rohmeyer [CDU]: Ja, wem sagen Sie das!) 
 
Wir beide haben vielleicht auch eine ähnliche 
Meinung, aber ich möchte, dass man hier auch 
Überzeugungsarbeit leistet. Das werden Sie in Ih-
rer Fraktion auch tun müssen, man muss Über-
zeugungsarbeit leisten. Es geht kein Weg daran 
vorbei, dass wir uns überlegen, an welcher Stelle 
wir unsere knappen Ressourcen ausgeben und 
wie wir sie bestmöglich einsetzen können.  
 
Stichwort Essensversorgung! Wir Grünen wollen, 
dass es gesundes und frisch zubereitetes Essen 
an Schulen gibt. So genannte Cook-and-chill-
Küchen, das möchte ich hier kritisch anmerken, 
sind moderne Aufwärmküchen. „Cook-and-chill“ 
mag modern klingen und preiswerter sein, aber 
unter dem Strich sind doch andere Konzepte bes-
ser und wegweisender. Die Gesamtschule Ost, 
möchte ich hier als Beispiel nennen, und die Kob-
lenzer Straße zeigen deutlich, wie wichtig Essen 
nicht nur als pure Nahrungsaufnahme ist, sondern 
Essen findet dort als Bestandteil des pädagogi-
schen Konzepts statt. Hier sehen und schmecken 
die Kinder und Jugendlichen den Unterschied zu 
Fastfood Tag für Tag. Ich finde das positiv, und 
das ist ein Ansatz, den wir hier als Bürgerschaft 
auch fördern sollten, wenn Schulen so ein Ange-
bot machen wollen. 
 
Thema Arbeitszeiten! Auch das gehört aus meiner 
Sicht zu den Qualitätsstandards für Schulen. Zu 
klären ist aus meiner Sicht auch die Frage der Ar-
beitszeiten des Teams an einer verbindlichen 
Ganztagsschule. Es führt im Grunde kein Weg 
daran vorbei, dass wir bei Ganztagsschulen auch 
über verbindliche Arbeitszeiten und neue Arbeits-
zeitmodelle reden. Dazu möchte ich ein Beispiel 
geben. Die Schulstudien TIMSS, Iglu und Pisa 
zeigen uns folgende Defizite: Wir haben eine un-
zureichende individuelle Förderung, wir haben 
keine variable Lernkultur, und es gibt eine Unfä-

higkeit von Schülerinnen und Schülern, sich über 
einen längeren Zeitraum zu konzentrieren.  
 
Deshalb brauchen wir aus meiner Sicht mehr pä-
dagogisch gestaltete Lernzeit. Wir wollen Ganz-
tagsschulen, in denen sich Lehrerinnen und Leh-
rer um die Lernentwicklung der Kinder und Ju-
gendlichen kümmern. Ganztagsschulen brauchen 
das pädagogische Team vor Ort. Ich weiß auch, 
dass der Bildungssenator mich in dieser Frage un-
terstützt. Wie der Arbeitsplatz der Lehrer konkret 
aussieht, wie groß der Schreibtisch ist, wo er denn 
nun steht, das ist aus meiner Sicht Sache der 
Schule. 
 
Ich möchte aber sagen, auch die Aufenthaltsquali-
tät an einer Ganztagsschule für Kinder und Ju-
gendliche ist deutlich zu verbessern. Ein Sofa in 
mancher Schule kann allein nicht ausreichen, das 
habe ich auch schon gesehen. Ich finde, wenn 
man eine Ganztagsschule vernünftig umsetzen 
will, muss man auch die Kinder und Jugendlichen 
an der Ausgestaltung beteiligen, und das ist für 
mich auch ein wichtiges Qualitätsmerkmal. 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wir brauchen mehr Ganztagsschulen, und die 
wird es nicht zum Nulltarif geben. Es liegt auf der 
Hand, Ganztagsschulen brauchen ein Mehr an 
personellen und finanziellen Ressourcen. Ich fin-
de, Herr Lemke, dass Sie Ihre Überlegungen auch 
noch einmal darlegen müssten, wie Sie meinen, 
dass man mit einem gleichbleibenden Bildungs-
haushalt mehr Ganztagsschulen in Bremen um-
setzen kann. Aus meiner Sicht bedeutet das für 
künftige Haushalte, dass hier ein deutlicher 
Schwerpunkt im Bereich Bildung gesetzt werden 
muss. Dafür werden die Bildungspolitiker auch si-
cher streiten müssen, aber ich sage noch einmal, 
die internationale Vergleichsstudie Pisa hatte für 
Deutschland einen dramatischen Zusammenhang 
zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg 
festgestellt. Ganztagsschulen können hier für 
mehr Chancengleichheit sorgen. Ganztagsschu-
len sind kein Allheilmittel für alle Probleme, aber 
sie sind aus meiner Sicht ein Teil des Weges zu 
einer besseren Förderung jedes einzelnen Kindes.  
 
 
Bildung braucht Zeit, und diese Zeit gibt es gerade 
in Ganztagsschulen. Es geht nicht nur darum, 
lernschwächere Kinder zu fördern, sondern es 
geht auch gerade darum, Begabungen und Talen-
te bei allen Lernenden zu entdecken und heraus-
zufordern. Die Lernkultur muss insgesamt vielfäl-
tiger werden, und all das schafft man nicht in ei-
nem engen Zeitrahmen, wie wir ihn von einer 
Stundenplanschule oder einer Halbtagsschule 
kennen, und das ist auch der wesentliche Quali-
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tätsunterschied, Herr Senator Lemke, zur verläss-
lichen Grundschule.  
 
Die Ganztagsschule schafft den Quantensprung 
und lässt es zu, dass man Unterricht und Betreu-
ung verzahnt, dass man dem individuellen Lern-
tempo der Schülerinnen und Schüler Rechnung 
trägt. Das wirkt sich positiv aus auf die Schülerin-
nen und Schüler selbst, aber ich denke, das wird 
auch für viele Lehrerinnen und Lehrer eine sehr 
positive Erfahrung sein, künftig an Ganztagsschu-
len zu arbeiten, weil es die Arbeitsqualität auch 
deutlich verbessern kann. - Danke! 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das 
Wort der Abgeordnete Rohmeyer. 
 
Abg. Rohmeyer (CDU)∗): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Wir haben auf Beschluss der 
Bürgerschaft heute die Mitteilung des Senats über 
die Qualitätsstandards an Ganztagsschulen vor-
liegen. Wir brauchen, glaube ich, nicht mehr den 
großen Rundumschlag, die Beschreibung einer 
Ganztagsschule, das haben wir alles auch in den 
letzten Sitzungen hier in der Stadtbürgerschaft, 
einmal auch auf Antrag des Abgeordneten Wedler 
im Landtag, diskutiert. 
 
Ich möchte mich daher erst einmal auf die Punkte 
konzentrieren, die Frau Stahmann gerade ange-
sprochen hat, wobei sie natürlich selbst auch ge-
nau weiß, dass viele der Punkte, die sie als Kritik 
angesprochen hat, zurzeit noch in der Bearbei-
tung sind, dass dort Vorschläge gemacht werden. 
Lehrerarbeitszeitmodell sei hier nur als Stichwort 
genannt. Dazu hatten wir gerade einen Zwischen-
bericht, in dem es genau darum geht, ein Lehrer-
arbeitszeitmodell vorzulegen, das eben auch den 
Anforderungen einer Ganztagsschule dann indivi-
duell Rechnung trägt. 
 
Bei der Essensversorgung ist es völlig unstrittig, 
dass wir hier eine entsprechend qualitativ hoch-
wertige Versorgung haben wollen. Dies soll aber 
auch insbesondere in Zusammenarbeit mit Trä-
gern vor Ort gemacht werden. Da gibt es gute 
Beispiele. Es kann auch von den Schulen selbst 
organisiert werden. Ich möchte Ihnen noch einmal 
das Schulzentrum an der Helsinkistraße als beo-
bachtenswert empfehlen, wo die Schüler selbst im 
Rahmen des Faches Arbeitslehre als Bestandteil 
des Unterrichts nicht nur, wie Sie sagten, das Es-
sen erleben, sondern auch tatsächlich im Unter-

                                            

∗) Vom Redner nicht überprüft. 

richt etwas damit zu tun haben, was auch für eine 
bestimmte Schülerklientel wertvoll ist. 
 
Sie haben die Forderung der CDU zitiert, Schule 
und Jugendhilfe in eine gemeinsame Verantwor-
tung zu überführen. Ich bin Ihnen dafür dankbar, 
dass Sie unseren Beschluss hier noch einmal, ei-
nen Beschluss der CDU-Fraktion im Übrigen, vor-
getragen haben. Diesen halten wir weiter aufrecht. 
Sie wissen, dass es hier bei unserem Koalitions-
partner noch Probleme gibt. Ich hoffe aber, dass 
wir diese Probleme in der nächsten Legislaturpe-
riode im Sinne der Kinder und Jugendlichen über-
winden können, damit es hier eine gemeinsame 
Ressortverantwortung gibt und keine Reibungs-
verluste mehr auf dem Rücken von Kindern und 
Jugendlichen. 
 
(Beifall bei der CDU) 
 
Wichtig erscheint mir noch einmal, die von Ihnen 
kritisierte Debatte um den Personalmix anzuspre-
chen. Sie selbst zitieren gern und oft Skandina-
vien, insbesondere Finnland. Gerade von daher 
haben hier, glaube ich, alle Fraktionen im Hause 
völlig unstrittig in den Debatten nach der Pisa-
Studie angeführt, dass es auch an Bremer Schu-
len richtig und wichtig ist, einen Personalmix ein-
zuführen, Stichwort Schulassistent! Klaus Bürger 
hat das seinerzeit auch sehr couragiert vorgetra-
gen. Oder auch das Beispiel des Kurators! Der 
Lehrer soll sich auf den Unterricht konzentrieren. 
Das ist seine Aufgabe, dafür ist er ausgebildet. Al-
le außerunterrichtlichen Sachen sollen nach Mög-
lichkeit nicht durch Lehrkräfte organisiert werden.  
 
Es gibt natürlich auch im Rahmen der Ganztags-
schule viele Möglichkeiten, Betreuung zu organi-
sieren mit einem engagierten, mit einem dazu be-
fähigten Personal. Es kommen immer ganz 
schreckliche Horrorgeschichten, dass Kinder vom 
Reinigungspersonal verwahrt werden. Das wurde 
uns dann immer vorgeworfen, aber das ist ja nicht 
der Fall. Das sind Horrorgeschichten, die dann 
zum Teil an die Wand gemalt werden, um auch 
hier eine Diskussion zu verunsachlichen.  
 
Für uns ist es wichtig, dass wir beim Personalmix 
sehr genau darauf achten, dass der Unterricht 
nach Stundentafel durch Lehrkräfte ausgeführt 
wird. Die einzige Ausnahme, die wir in Bremen 
haben, darüber haben wir hier im Plenarsaal auch 
schon gesprochen, ist das Beispiel des Schwimm-
unterrichts, bei dem wir eine deutlich bessere, 
auch von allen, auch von Sportlehrkräften akzep-
tierte Lösung gefunden haben, die darüber hinaus 
auch noch für uns günstiger ist. Da treffen zwei 
Sachen zusammen. Es ist eben wichtig, meine 
Damen und Herren, dass wir beim Personalmix 
eine Lösung finden, die den Interessen der Schu-
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len einerseits und den Möglichkeiten des Bil-
dungssenators andererseits Rechnung trägt.  
 
Die CDU-Fraktion hat im August 2004 ein Positi-
onspapier zur Qualität von Ganztagsschulen be-
schlossen. Ich finde alle unsere Forderungen in 
dem Beschluss des Senats wieder. Zum nächsten 
Schuljahr werden wieder Ganztagsschulen einge-
richtet werden, aber wir haben noch ein Defizit. Im 
zweiten Absatz können Sie es nachvollziehen. Wir 
haben nur zehn Prozent Grundschulen zurzeit, wir 
haben aber fast 40 Prozent Schulzentren, über 60 
Prozent Gesamtschulen und nur ein einziges 
Gymnasium, was 14 Prozent entspricht. Ich glau-
be, dass wir hier zwei Schwerpunkte bilden müs-
sen. Insbesondere im Grundschulbereich, aber 
auch im Bereich der Gymnasien muss es eine 
Ausweitung der Ganztagsschulangebote geben, 
dafür werden wir uns einsetzen. - Vielen Dank! 
 
(Beifall bei der CDU) 
 
Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Hövelmann. 
 
Abg. Frau Hövelmann (SPD)∗): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Erfreulicherweise zeigt 
sich auch in der jetzigen Debatte, dass Ganztags-
schulen ein Zukunftsmodell sind. Ganztagsschu-
len haben jetzt schon den Schulbereich verändert, 
sie verändern familienpolitisch, sind gesellschafts-
politisch wichtig, und sie verändern auch die pä-
dagogischen Konzepte.  
 
Jetzt möchte ich mich anders als meine beiden 
Vorredner auf den Bericht zu den Qualitätsstan-
dards beziehen, das ist ja heute unser Thema, 
nicht, dass wir ein Bekenntnis zu Ganztagsschu-
len abgeben, das macht mittlerweile zum Glück 
jeder. Ich darf in aller Bescheidenheit daran erin-
nern, dass noch vor dem Programm, das die Bun-
desregierung aufgelegt hat, die SPD-Fraktion da-
durch, dass sie ihre noch freien Haushaltsmittel 
auf Bildung und Jugend gesetzt hat, damals so 
mutig war, den Einstieg in Ganztagsschulen hier 
in Bremen voranzubringen.  
 
Das war noch kein Selbstläufer. Die Entwicklung 
ist sehr dynamisch. Ich glaube auch, dass es nie-
manden gibt oder dass niemand Erfolg hätte, der 
hier das Rad zurückdrehen wird. Es wird sich 
noch sehr viel verändern. Deshalb haben wir ge-
sagt, wir brauchen Qualitätsstandards und Quali-
tätsbereiche. Der erste Bereich, den wir in der Mit-
teilung des Senats vorgestellt bekommen, ist die 
Weiterentwicklung der Lehr- und Lernkultur. Dar-
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unter fällt selbstverantwortetes Lernen, darunter 
fallen natürlich, Frau Kollegin Stahmann, umfas-
sende Förderkonzepte, Fördern und Fordern nicht 
als Sprechblase, sondern in dem größeren Zeit-
kontingent, das zur Verfügung steht, als Wirklich-
keit werdende pädagogische Konzepte. Dazu ge-
hört aber natürlich auch, dass man jahrgangs-
übergreifend und fächerübergreifend arbeitet, 
auch das ist hier möglich im Rahmen des größe-
ren Zeitkontingents, und die Einbeziehung außer-
schulischer Anbieter und Kooperationspartner.  
 
Ich komme gleich damit zu dem dritten Punkt. Ich 
mische jetzt einmal, damit ich auf Frau Stahmann 
eingehen kann. Der dritte Punkt der Qualitäts-
standards ist Partizipation und Zusammenarbeit 
intern und mit außerschulischen Partnern. Das ist 
Programm, Frau Stahmann! Das ist nicht etwas, 
das Sie jetzt ein bisschen simpel, muss ich sagen, 
in eine Zweidrittel-Eindrittel-Formel gebracht ha-
ben, darauf haben Sie Ihre Rede so ungefähr auf-
gebaut. Das hat mich überrascht. Ich weiß noch 
genau, wie es war, ich glaube 1996, als die SPD-
Fraktion den Aufschlag gemacht hat für Nichtun-
terrichten, für ein Personalmix an Schulen.  
 
Ich erinnere mich auch sehr genau an die Prügel, 
die ich persönlich damals bezogen habe, auch 
von den Grünen natürlich, Billigmodell et cetera. 
Fortgesetzt hat sich diese Debatte dann bei der 
verlässlichen Grundschule. Herr Rohmeyer hat 
das eben so nett mit einem Klischee bedient, dass 
nun Reinigungskräfte die Kinder verwahren oder 
Mütter, das war das Hübscheste: Da kommen 
Mütter und bewahren die Kinder auf und schlie-
ßen sie weg, als hätten die nicht auch irgendwann 
einmal etwas in der heutigen Zeit gelernt. Zum 
Glück ist das Vergangenheit. 
 
Die Frage mit dem Personalmix ist eine Frage, die 
ich konzeptionell offensiv eingebunden sehen 
möchte. Deshalb freue ich mich, dass das in dem 
Bericht zu den Qualitätsstandards auch so offen-
siv aufgenommen worden ist. Natürlich muss 
man, wenn man mehr Zeit hat und besondere 
Möglichkeiten konsequent auch aus der Schule 
hinausgehen. Wir haben über Autonomie disku-
tiert, dazu gehört natürlich, dass man schaut, was 
ist hier im Stadtteil, Stadtteilorientierung. Malen 
Sie hier nicht einen falschen schwarzen Peter, 
hätte ich fast gesagt, an die Wand und sagen, 
jetzt kommt hier das nächste Billigmodell!  
 
Das hat nicht geklappt ganz am Anfang beim Per-
sonalmix, das hat nicht geklappt in der Argumen-
tation bei der verlässlichen Grundschule, und das 
wird auch bei Ganztagsschulen nicht klappen, 
denn ich bin sehr daran interessiert, dass man 
das nichtunterrichtende Personal oder die einge-
kauften Fachkräfte nicht als billigen Jakob hier 
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denunziert, sondern dass man die Potentiale, die 
es gibt, im Theaterbereich, will ich einmal als Bei-
spiel sagen, aber auch meinetwegen bei Tischlern 
et cetera, projektorientiert nutzt. Ich finde, das ist 
eine Chance, und ich bin froh, dass es hier auch 
so steht. 
 
Ein weiterer Punkt ist die Zeitgestaltung im Ganz-
tag und die Rhythmisierung des Ablaufs. Natür-
lich, liebe Frau Stahmann, gehören dazu verän-
derte Lehrerarbeitszeiten. Es tut sich ja schon un-
heimlich viel. Ich habe am Anfang meiner Rede 
auf die Dynamik hingewiesen. Ich glaube, dass 
viele Positionen, die noch vor vier, fünf Jahren 
auch von gewerkschaftlicher Seite vorgetragen 
worden sind, sich längst durch die Realität über-
holt haben, und natürlich bringen Ganztagsschu-
len ganz andere Arbeitszeiten mit sich. Wenn man 
den Fünfundvierzig- oder Neunzigminutenmhyth-
mus überwinden möchte, weil wir wissen, dass 
das dem Lernen nicht unbedingt förderlich ist, 
dann bedeutet das natürlich auch eine höhere 
Flexibilisierung. Wir sind da auf dem Weg.  
 
Ich finde den Weg, der auch in der letzten Bil-
dungsdeputation diskutiert worden ist, richtig, 
dass man das nicht so hauruckmäßig macht, wie 
mancher sich das bei der CDU mit der Fakturisie-
rung à la Hamburg so gedacht hat, sondern dass 
wir das mit den Lehrerinnen und Lehrern machen. 
Der große Vorteil ist, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, dass die Schulen sich dafür bewerben, 
Ganztagsschulen zu werden, das heißt, sie erör-
tern Chancen pädagogischer Art, aber auch Risi-
ken für ihren eigenen Arbeitsablauf. Sie entschei-
den sich ganz bewusst dafür, dass sie die Ganz-
tagsschule als Modell der Zukunft zu ihrem Pro-
gramm in ihrem Stadtteil an ihrer Schule machen.  
 
Sie wissen natürlich, dass das Konsequenzen für 
die Arbeitszeit hat, das heißt aber natürlich nicht, 
das waren am Anfang die Befürchtungen, dass sie 
ausgeweitet wird und jetzt das Stundendeputat 
erhöht wird, sondern sie wird anders organisiert, 
und das passiert im Dialog mit den Schulen. Das 
ist ein richtiger Weg. Ich glaube, dass dieser kom-
munikative Weg, den Bremen hier geht, auch die 
Zukunft mit gewinnen wird. Das bedeutet, dass ich 
nicht damit rechne, dass das Thema Lehrerar-
beitszeit zu einer Krawallnummer wird, weil man 
es eben bedarfsorientiert machen muss. Die Ein-
sicht finde ich in jeder Schule. Natürlich muss man 
es auch ortsangepasst machen. Da mag es Un-
terschiede in einer Grundschule und einer Berufs-
schule geben, aber auch dort muss genau hinge-
schaut werden.  
 
Bei der Kritik zu billigem Personal empfehle ich 
also doch ein bisschen Vorsicht und Zurückhal-
tung. Wir haben bei unserem Besuch in Finnland 

gesehen, wie viel nichtunterrichtendes Personal 
dort mit hoher Kompetenz eine Ergänzung zum 
Unterricht gemacht hat. Dass das Kerngeschäft 
Unterricht von Lehrkräften organisiert und ge-
macht wird, ist klar, da sind wir uns auch einig. 
Wenn aber Schule mehr ist als Unterricht, dann 
bedeutet das natürlich, dass wir auch anderes 
Personal in den Schulen, und zwar auch noch 
weiter haben. Ich sehe das als eine Bereicherung 
an: Kerngeschäft Unterricht bei Lehrkräften, ande-
res kommt dazu, ergänzt das und macht die Mi-
schung auch besser! Der Blick über den Teller-
rand ist auch in diesem Fall sehr zu empfehlen.  
 
Ich komme jetzt noch einmal zur Essensversor-
gung. Ich glaube, dass Ganztagsschulen auch ei-
nen Aspekt im Hinblick auf Gesundheit und Bewe-
gung haben, es hat ja viele Facetten. Wir haben in 
Ganztagsschulen die Möglichkeit, in Kooperatio-
nen mit Vereinen auch sehr viel mehr Bewegung 
für unsere ja sehr bewegungsarme Jugend anzu-
bieten. Ich bin der festen Überzeugung, dass wir 
das Thema Gesundheit, gesunde Ernährung und 
Sporttreiben durch die Ganztagsschulen auch 
noch mehr zu einem breiten gesellschaftlichen 
Thema machen werden.  
 
Dabei ist es, glaube ich, nicht der Dreh- und An-
gelpunkt, ob nun an der Schule selbst gekocht 
wird oder ob ernährungswissenschaftlich hervor-
ragendes Essen geholt wird. Das entscheiden die 
Schulen zum großen Teil auch selbst. Die Kultur 
des gemeinsamen Essens, dass Nahrung also 
nicht nur dem Überleben dient, sondern dass es 
auch eine Kulturtechnik ist, dass man sich ge-
meinsam an einen Tisch setzt, das passiert ja un-
abhängig davon, woher das Essen kommt. Ich bin 
davon überzeugt, dass man hier nicht behaupten 
kann, die einen essen gesund, und die anderen 
bekommen so eine Art Fraß. Das weise ich auch 
zurück. 
 
Der vierte Punkt ist das Raumkonzept. Zu Ganz-
tagsschulen gehören natürlich andere Orte als 
Unterrichtsräume. Dazu gehören Räume zum 
Theaterspielen, dazu gehört natürlich eine Mensa, 
dazu gehören Räume für Freizeitgestaltung, und - 
das fehlt hier leider, Herr Senator - dazu gehört 
auch eine Schulbibliothek. 
 
(Abg. Frau Stahmann [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Ein ganz heißes Eisen!) 
 
Ich denke, dass wir in Ganztagsschulen die Mög-
lichkeiten nutzen müssen, auch den barrierefreien 
Zugang zu Büchern zu organisieren. Dazu gehö-
ren natürlich auch Lehrerarbeitsplätze. Da wird 
auch mit geschaut. Wir wissen das, wir begleiten 
ja die Ganztagsschulen und auch die Planungen 
sehr intensiv. Gestern waren wir gerade in der 
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Grundschule Buntentorsteinweg, wo ein Thema 
auch Ganztagsschule war. Man sieht und spürt 
richtig, welche Dynamik das Ganze hat. 
 
Abschließend möchte ich sagen, dass ich mit den 
Qualitätsstandards, die wir vorgelegt bekommen 
haben, wirklich zufrieden bin. Wir werden dieses 
Thema weiter offensiv begleiten. Der Schwur 
kommt natürlich, da gebe ich Ihnen Recht, Frau 
Kollegin Stahmann, wenn wir bei den Haushalts-
beratungen schauen, wie wir das Ganze eigentlich 
finanzieren. Wir haben eine verbindliche Ganz-
tagsschule beschlossen, und die Entwicklung geht 
dahin. Das Ganze müssen wir natürlich auch fi-
nanziell unterlegen.  
 
Auf der anderen Seite können wir nicht sagen, 
Ganztagsschulen sind ein Benachteiligtenpro-
gramm. Herr Kollege Rohmeyer hat gerade ge-
sagt, wir brauchen sie in jeder Schulart und Schul-
stufe. Von daher kann ich das ganze Haus nur bit-
ten, Mut zu beweisen und trotz der schwierigen 
Situation Schwerpunkte zu setzen, die auch sicht-
bar sind. - Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksam-
keit! 
 
(Beifall bei der SPD) 
 
Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner er-
hält das Wort Herr Senator Lemke. 
 
Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich habe mich zu Be-
ginn der Debatte, als ich Frau Stahmann sehr ge-
nau zugehört habe, sehr an die Debatten erinnert, 
die wir 1999 und 2000 geführt haben, als es dar-
um ging, dass die große Koalition sehr einver-
nehmlich beschlossen hat, in allen Bremer Grund-
schulen die verlässliche Grundschule zwischen 
acht und 13 Uhr für alle Kinder einzuführen. Ich 
habe genau in diesen vielen Debatten, in denen 
wir gemeinsam von Schule zu Schule gezogen 
sind, immer wieder die Argumente gehört, das 
könne man nicht machen, das sei völlig ausge-
schlossen, so wie Frau Hövelmann das eben auch 
vorgetragen hat, die Mütter verwahrten dann die 
Kinder ohne jede Qualifikation. Es wurde dem 
Betreuungspersonal in toto abgesprochen, dort 
eine sinnvolle pädagogische Ergänzung zu bieten.  
 
Nun sind wir im Jahr 2005, und die verlässliche 
Grundschule, obwohl sie den Eltern immer noch 
auf freiwilliger Basis angeboten wird, hat mittler-
weile eine Akzeptanz von zirka 90 Prozent. 90 
Prozent der Eltern sagen uns, der großen Koaliti-
on, die heftig darum gekämpft hat, diese Schul-
form einzurichten, dass wir auf dem richtigen Weg 
sind. Das ist ein großer Erfolg für die Mütter, die 
ihrer Berufstätigkeit halbtags nachgehen können 
und nicht vor der Tatsache stehen, dass ihre Kin-

der dann mit einem Mal um zehn Uhr vor der 
Haustür stehen, sondern sie sind sicher, zwischen 
acht und 13 Uhr haben unsere Kinder Unterricht 
oder werden vernünftig betreut. 
 
Nach dem sehr erfolgreichen Eingang der verläss-
lichen Grundschule haben wir ein großes Erfolgs-
projekt bekommen. Daran muss man sich noch 
einmal ganz kurz erinnern: Das haben wir nicht 
von uns aus entwickeln können, sondern das ha-
ben wir aufgrund der Initiative der Bundesregie-
rung bekommen, indem die Bundesregierung uns 
aufgefordert und das mit vier Milliarden unterstützt 
hat, ein großes Projekt zur Einführung von Ganz-
tagsschulen zu machen. Hätten wir nicht diese Ini-
tiative der Bundesregierung bekommen, wären wir 
längst nicht so erfolgreich, wie Frau Stahmann 
das eben hier noch einmal im Haus konstatiert 
hat. 
 
(Beifall bei der SPD) 
 
Ich sage das deswegen, weil es so ein bisschen 
im Widerspruch steht. Wenn Sie hier - das wird 
die „Elmshorner Nachrichten“ sehr freuen - diese 
doch sehr bedeutende Zeitung zitieren, dann ste-
he ich hundertprozentig zu dem, was ich da ge-
sagt habe. Unser Ziel ist es, auf jeden Fall darf ich 
das für die große Koalition so sagen, weiter die-
sen positiv begonnenen Ausbau von Ganztags-
schulen vorzunehmen, aber wir müssen auch wis-
sen, wo wir finanziell stehen.  
 
Was ist denn in den nächsten Jahren und Jahr-
zehnten machbar? Wir können uns jetzt nur an 
den nächsten zwei, vier, vielleicht sechs Jahren 
orientieren, und wenn ich den Menschen in die-
sem Land vorgaukele, es sei möglich, die Kinder, 
die wir bisher zwischen acht und 13 Uhr in der 
Schule hatten, demnächst dann flächendeckend 
drei weitere Stunden - das sind zirka 60 Prozent 
mehr - zu betreuen und zu unterrichten, und das, 
wenn ich Ihnen folge, dann fast ausschließlich mit 
Lehrerinnen und Lehrern zu machen, dann ist dies 
nicht korrekt deswegen, weil Sie Ihre Glaubwür-
digkeit verlieren, liebe Frau Stahmann, wenn Sie 
das den Eltern sagen! 
 
Das können Sie in Osterholz machen, da be-
kommt man in der Schule, in der man so eine Ver-
anstaltung macht, einen riesigen Applaus, aber 
wenn man für das Land die Verantwortung trägt, 
dann darf man den Menschen nicht etwas vor-
gaukeln, das man hinterher nicht umsetzen kann, 
zumal ich es, liebe Frau Stahmann, überhaupt 
nicht gut fände, wenn wir den Kindern zwischen 
acht und 13 Uhr ausschließlich pädagogisch aus-
gebildetes Personal zuführen würden. Das ist völ-
lig kontraproduktiv, wir brauchen den Personalmix 
an unseren Schulen. Es ist absolut bereichernd 
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und positiv, wenn die von Ihnen geschmähten 
Mütter - -. Ich zitiere jetzt von 2000, heute haben 
Sie dies hier nicht vorgetragen, aber der Perso-
nalmix an den Schulen, den wir haben und erle-
ben, ist wunderbar und bringt eine Vielfalt. 
 
Vielleicht sollten Sie sich einmal mit Enja Riegels 
Buch befassen, das sie vor wenigen Monaten he-
rausgegeben hat und in dem sie beschreibt, wie 
eine Schule im Personalmix arbeitet, wo ein ar-
beitsloser Schauspieler eine Möglichkeit be-
kommt, im darstellenden Spiel die Schularbeit zu 
befruchten. Das ist ausgesprochen positiv, und in-
sofern ist auch mein Interview zu verstehen, dass 
ich sage, es ist völlig ausgeschlossen, eine Ganz-
tagsschule nur mit hundert Prozent Lehrerinnen 
und Lehrern auszustatten. Rechnen Sie das doch 
einmal kurz nach! Das bedeutet ein Plus von un-
gefähr 100 bis 150 Millionen Euro im Jahr, die da-
durch dann erforderlich wären. Wenn das jemand 
den Leuten heute verkauft, dann weiß ich nicht, 
wie das mit der Realität in Einklang zu bringen ist. 
 
Ich sage Ihnen, zwei Drittel zu einem Drittel be-
deutet ja, dass der Unterricht nach wie vor von 
voll ausgebildeten Lehrerinnen und Lehrern er-
bracht werden soll, aber wie Frau Hövelmann das 
eben vorgetragen hat, geht es um Halbgruppen-
arbeit. Warum setzen wir dann den Tischler nicht 
ein, wie er, wie Sie wissen, in der Kinderschule 
sehr erfolgreich im Werkunterricht arbeitet? Wa-
rum arbeitet dieser Tischler denn dort nicht? Für 
eine Halbgruppenarbeit, liebe Frau Stahmann, 
würde ich ihn sehr gern in unsere Arbeit integrie-
ren genauso wie die arbeitslose Schneiderin, um 
ihr eine feste Beschäftigung nicht als „In-Job“, 
sondern als Halbgruppenkraft in den Schulen zu 
geben 
 
(Beifall bei der SPD) 
 
genauso wie dem Übungsleiter, der die Schul-
mannschaft im Fußball oder Volleyball am Nach-
mittag betreuen kann. Dafür, liebe Frau Stah-
mann, brauche ich keinen wissenschaftlich aus-
gebildeten Lehrer oder eine Lehrerin, sondern 
diese ergänzenden Maßnahmen, die pädagogisch 
sehr wichtig sind, kann ich mir sehr gut vorstellen, 
auch in dem zwei Drittel zu einem Drittel in der 
Ganztagsschule. 
 
Ich will aber noch ein Wort zu den „In-Jobs“ sa-
gen. Auch das war in den letzten Tagen zu lesen. 
Ich finde es schön, dass ich es an dieser Stelle 
dem Parlament erläutern kann, weshalb ich hun-
dertprozentig dahinter stehe, unsere Schulen 
auch für Menschen zu öffnen, die lange in Arbeits-
losigkeit gelebt haben, und Ihnen eine Chance zu 
geben, wieder in ein geregeltes Beschäftigungs-
verhältnis zu kommen. Niemand wird hier ernst-

haft erklären, dass die Pausenaufsicht ausschließ-
lich von Lehrerinnen und Lehrern durchzuführen 
ist. 
 
(Abg. Frau Schön [Bündnis 90/Die Grünen]: Aber 
man kann sie trotzdem angemessen bezahlen!) 
 
Ja, klar! Aber ich habe eben die Frage gestellt, ob 
Sie davon ausgehen, dass Pausenaufsicht aus-
schließlich von wissenschaftlich ausgebildetem 
Personal auszuführen ist. Sicher nicht! 
 
(Abg. Frau Stahmann [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Haben wir auch nie behauptet, Herr Lemke!) 
 
Nein, nein! Aber ich will Ihnen nur deutlich ma-
chen, dass ich mir sehr wohl vorstellen kann, dass 
man Menschen aus langer Arbeitslosigkeit in ein 
Beschäftigungsverhältnis holen kann, um zum 
Beispiel den Gärtner, der seit langen Jahren ar-
beitslos ist, in die Gestaltung der Außenanlagen, 
die wir nicht mehr bezahlen können, einzubezie-
hen. Die Außenanlagen haben wir auch nie so 
pflegen können, wie ich es gern hätte, oder den 
Schulgarten. Ich kann Ihnen sehr viele Schulgär-
ten in Bremen zeigen, die nicht so gepflegt sind, 
wie sich der Senator das vorstellt. Warum kann 
dann nicht ein Schulgärtner genommen werden, 
den wir über einen „In-Job“ wieder in ein festes 
Beschäftigungsverhältnis bekommen?  
 
Nicht alle werden das schaffen, aber es wird Men-
schen geben, die wir durch dieses Programm der 
Bundesregierung wieder in feste Arbeit bekom-
men, und deshalb sage ich Ihnen, ich stehe un-
eingeschränkt dazu, Menschen diese Chance zu 
geben, aber sie dürfen nicht anderen in der Schu-
le einen entsprechenden Arbeitsplatz wegneh-
men. Das stand aber niemals zur Diskussion, 
sondern ich glaube, es werden ganz viele Men-
schen auch diese Anforderung nicht bestehen 
können. Einige werden es schaffen, und denen 
sollen wir eine faire Chance geben.  
 
Ich glaube, dass es ausdrücklich positiv und gut 
ist, wenn wir das in den verschiedenen Bereichen 
umsetzen, die wir vorgeschlagen haben und die 
eigentlich von der grundsätzlichen Konzeption ei-
ner Schule auch nicht dorthin gehören, zum Bei-
spiel in der Fahrradwerkstatt, die es an unseren 
Schulen nicht gibt. Wenn die Kinder, die mit dem 
Fahrrad in die Schule kommen, dort auf Handwer-
ker treffen, die das können, die ein Fahrrad repa-
rieren und schauen können, ob da alles so ist, wie 
der Polizist um die Ecke sich das vorstellt, dann 
ist das doch positiv, wenn wir diesen Menschen 
eine Chance geben, wieder in ein geregeltes Ar-
beitsleben zu kommen! Ich kann Ihnen nur sagen, 
Frau Stahmann, ich stehe dahinter, auch wenn die 
Gewerkschaft Gift und Galle deswegen spuckt. 
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Ich kann es übrigens überhaupt nicht verstehen, 
warum man sich ausschließlich, wenn man so ar-
gumentiert, wie das die GEW bei der Umsetzung 
dieses Programms tut, nur mit denen beschäftigt, 
die im Augenblick in Arbeit sind. Ich finde, wir ha-
ben als Politik unbedingt auch die Verantwortung 
für diejenigen, die wir in Arbeit bringen wollen,  
 
(Beifall bei der SPD und bei der CDU - Zuruf der 
Abg. Frau Schön [Bündnis 90/Die Grünen]) 
 
und deshalb unterstütze ich dieses Programm 
nachdrücklich, liebe Frau Schön! 
 
An der letzten Stelle bin ich nun allerdings wieder 
voll bei Frau Stahmann. Es geht unter anderem 
darum, die Chancengleichheit, die bildungspoli-
tisch eben nicht in unserem Land gegeben ist, 
durch Ganztagsangebote zu erhöhen, aber es wä-
re viel zu kurzsichtig, wenn wir sagen würden, das 
geht jetzt ausschließlich nur in die Förderung von 
benachteiligten Schülerinnen und Schülern. Das 
wäre absolut der falsche Ansatz, wie ich am 
Baumschulenweg sehe, diese Schule ist unheim-
lich stark angewählt, weil es dort das Ganztags-
angebot gibt. Es gibt dort eine Bürgerinitiative be-
nachbarter Stadtteile, die ihre Kinder aus bürgerli-
chen Wohngebieten dort anmelden wollen, weil 
sie auch in den Genuss des Ganztagsangebots 
kommen wollen, und zwar durch ein sehr gutes 
pädagogisches Angebot mit Personalmix, Frau 
Stahmann, nicht ausschließlich von Lehrerinnen 
und Lehrern organisiert. Das geht überhaupt nicht 
und ist auch nicht gewollt.  
 
Ich glaube, es ist ganz hervorragend, wenn wir 
das Stück für Stück aufbauen können, aber ich 
sage es noch einmal: Angesichts der dramati-
schen Haushaltslage gehe ich nicht davon aus, 
dass die Wachstumsrate, die das Ressort Bildung 
in den nächsten Jahren bekommen wird, sich so 
positiv entwickeln wird, dass all die Dinge, die wir 
uns im weiteren Ganztagsausbau vorstellen kön-
nen, so realisiert werden können. Deshalb, liebe 
Frau Stahmann, gehe ich lieber auf die Position, 
dass wir alle zusammenhalten sollen. Insofern bin 
ich auch für Ihre Unterstützung dankbar, dass wir 
die Mittel, die wir haben, so pfleglich wie möglich 
nutzen im Interesse eines weiteren Ausbaus auf 
der Basis der Qualitätsstandards, die wir dem 
Haus hier heute mitgeteilt haben. Ich finde, wir 
sind auf einem sehr guten Weg, aber wir müssen 
auch dafür sorgen, dass die Finanzierung weiter 
sichergestellt wird. - Ich danke Ihnen! 
 
(Beifall bei der SPD) 
 
Vizepräsident Ravens: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Stahmann. 
 

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): 
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich glaube, es gibt keinen großen Dissens in der 
Frage, ob Schulen einen Personalmix brauchen. 
Ich habe auch nicht gesagt, dass die Grünen kei-
nen Personalmix wollen. Das wäre ja auch 
Quatsch! Ich habe gesagt, es gibt Schulen in 
Bremen, die bereits ganz erfolgreich mit Perso-
nalmix arbeiten.  
 
Wir sind die Bürgerschaft, wir stellen die Budgets 
auf, wir verabschieden einen Haushalt. Dieser 
Haushalt muss aber ausreichend sein, er muss 
genügend Lehrer für die Schulen vorsehen, um 
auch den Unterricht durchführen zu können. Die 
Schulen brauchen Geld, ich sagte ja auch „Geld 
statt Stellen“, um sich auch nichtunterrichtendes 
Personal einzukaufen. Das ist die Position der 
Grünen an dieser Stelle. 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich möchte mich sehr wohl, Herr Senator, mit Ih-
nen über die Qualitätsmaßstäbe unterhalten, die 
Sie an Personen anlegen, die künftig in den Schu-
len arbeiten. Warum gehen Sie nicht als Bildungs-
senator auf die Sozialsenatorin zu und sagen, 
wenn es jetzt um „In-Jobs“ an dieser Stelle geht, 
die Bagis sucht Leute aus, bitte nennen Sie mir 
100 Personen, die die und die Qualifikation erfül-
len? Ich biete diesen Personen einen sechs- bis 
neunmonatigen Arbeitsplatz mit den und den Qua-
lifizierungsanteilen, damit diese Personen dann 
auch Aussicht haben, auf dem Arbeitsmarkt einen 
Anschlussjob zu finden. Das fände ich gut, und 
dabei würde ich Sie unterstützen. 
 
 
Ich finde es nicht richtig, dass hier in Bezug auf 
den Schulassistenten gesagt wird, jetzt muss man 
nur einmal nach Finnland schauen. Frau Hövel-
mann, warum läuft denn im Augenblick nicht die-
ses Schulassistentenprogramm der großen Koali-
tion, das hier immer so sehr beschworen wird? Ich 
habe zwar gehört, dass es angekündigt und mit 
dem Haushalt auf den Weg gebracht worden ist, 
aber das läuft im Augenblick überhaupt nicht, und 
dann geht der Bildungssenator auf der anderen 
Seite hin und redet von 400 bis 500 „In-Jobs“. Da 
kann ich den Personalrat aber auch verstehen, 
dass er unter der Zimmerdecke hängt und sagt, 
so kann es auch nicht funktionieren. Ich finde, 
auch da muss der Bildungssenator genauso klare 
Worte wählen, warum das Schulassistentenpro-
gramm im Augenblick, obwohl von der Koalition 
beschlossen und hochgelobt und gewollt, nicht auf 
die Beine gestellt wird. 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
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Warum spielen einige Länder wie Schweden in 
der ersten Bildungsliga? Sie haben einen Perso-
nalmix, aber sie haben einen Personalmix aus 
ausgebildeten Hochschulabsolventen, zum Bei-
spiel Freizeitpädagogen, Psychologen und Lehrer 
mit Hochschulabschluss. Sie haben deutlich höhe-
re Bildungsausgaben, da hat der Senator Recht. 
Diese Länder haben sich entschieden, mehr Geld 
für ihr Bildungssystem auszugeben. Sie haben 
nicht den Bildungsföderalismus, wie wir ihn ken-
nen, sondern sie haben Kommunen, die die Bil-
dungsausgaben beschließen. Das ist auch ein 
Weg, wie man es organisieren kann. 
 
 
Ich finde, man muss sich schon als Bildungspoliti-
ker damit auseinander setzen: Wenn wir eine hö-
here Qualität im Bildungssystem erreichen wollen, 
müssen wir dann nicht auch gut ausgebildetes, 
besser ausgebildetes Personal vom Kindergarten 
an haben? Da werde ich ganz fuchtig und sage, 
auch in den Kindergärten brauchen wir viel besser 
ausgebildetes Personal, und das muss sich auch 
in alle Bereiche der Schule fortsetzen. Wir dürfen 
nicht zu einer Debatte auf der Grundlage kom-
men, dass Bildung für ganz wenig Geld zu haben 
ist. Gute Bildung kostet Geld. Das ist die Position 
der Grünen.  
 
Das muss man bereitstellen, und man kann hier 
nicht wegtauchen und sagen, die Grünen würden 
etwas versprechen, was es nicht gibt. Wir werden 
dafür streiten, und ich bin felsenfest davon über-
zeugt, dass der Standort Bremen und der Stand-
ort Deutschland in den nächsten zehn bis 20 Jah-
ren nur Chancen haben, Anschluss zu finden, 
wenn wir besser ausgebildete Jugendliche haben 
als im Augenblick.  
 
 
Jetzt droht doch, dass wir Jugendliche zehn Jahre 
zur Schule schicken, diese eine Schulpflicht ha-
ben, aber wir es hinnehmen, dass zehn oder 20 
Prozent eines Jahrgangs ohne Schulabschluss 
die Schule verlassen. Das will ich ändern, und da 
sage ich auch, da müssen wir mehr Geld in die 
Schule hineinstecken, und da muss auch das Ar-
beiten an der Schule mit längeren Arbeitszeiten 
an Ganztagsschulen verändert werden. Davon 
verspreche ich mir wirklich einen Schub, der auch 
weitreichender ist und nicht so schnell verpufft wie 
das, was Sie hier bisher an Investitionen für Bre-
men beschlossen haben.  
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.  
 
Die Beratung ist geschlossen.  

Die Stadtbürgerschaft nimmt von der Mitteilung 
des Senats mit der Drucksachen-Nummer 
16/287 S Kenntnis. 
 
 
Bericht des Petitionsausschusses Nr. 30 
vom 1. Februar 2005 
(Drucksache 16/295 S) 
 
Eine Aussprache ist nicht beantragt worden. 
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Wer der Behandlung der Petitionen in der empfoh-
lenen Art zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe!  
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft beschließt 
entsprechend. 
 
(Einstimmig) 
 
 
Ortsgesetz zur Änderung des Ortsgesetzes 
über die öffentliche Ordnung 
Mitteilung des Senats vom 8. Februar 2005 
(Drucksache 16/296 S) 
 
Die Beratung ist eröffnet. - Wortmeldungen liegen 
nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen.  
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Wer das Ortsgesetz zur Änderung des Ortsgeset-
zes über die öffentliche Ordnung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe!  
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft beschließt 
entsprechend. 
 
(Einstimmig) 
 
 
Geplante Umstrukturierung des Klinikums Bre-
men-Mitte - gesundheitspolitische Zielsetzung, 
Kosten und Folgen für die Stadtentwicklung 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
vom 16. Februar 2005 
(Drucksache 16/299 S) 
 
Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin 
Röpke. 
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Die Beratung ist eröffnet. 
 
Das Wort erhält die Abgeordnete Frau Wargalla. 
 
 
Abg. Frau Wargalla (Bündnis 90/Die Grünen): 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Bünd-
nis 90/Die Grünen hat einen Dringlichkeitsantrag 
zur geplanten Umstrukturierung des Klinikums 
Mitte dem Parlament vorgelegt und bittet die Frak-
tionen um Zustimmung.  
 
(Vizepräsidentin Dr. Mathes übernimmt den Vor-
sitz.) 
 
Darin wird der Senat aufgefordert, eine umfassen-
de Darstellung und Bewertung der Prozesse und 
Auswirkungen im Zusammenhang mit der Um-
strukturierung des Klinikums Bremen-Mitte vorzu-
legen. Er wird gebeten, keine präjudizierenden 
Entscheidungen zu treffen und keine Verkäufe 
vorzunehmen. 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Von diesen geplanten Umstrukturierungsmaßnah-
men sind mehrere fachliche Zuständigkeiten be-
troffen. Bündnis 90/Die Grünen will mit dem An-
trag auf den gesamtstädtischen Kontext hinwei-
sen, der auch nur im Gesamtzusammenhang mit 
den Fachressorts, den Gesellschaften und den 
politischen Gremien geplant und entschieden 
werden sollte, das heißt, keine Einzelentscheidun-
gen, nicht im Bereich der Klinik, dafür ist sie zu 
groß, nicht im Bereich des frei werdenden Areals, 
dafür ist es zu groß, und auch nicht im Bereich der 
Finanzierung, dafür ist sie auch zu groß. Ich den-
ke, wir müssen das zusammen sehen, deshalb 
der Antrag, der Themenkomplexe wie Gesundheit, 
Finanzierung und Stadtentwicklung beinhaltet. Ich 
beschränke mich auf den gesundheitlichen The-
menkomplex, meine Kollegin Frau Krusche wird 
sich mit dem städtebaulichen Komplex beschäfti-
gen.  
 
Durch die Abschaffung der Selbstkostendeckung 
und die sukzessive Einführung der Fallpauschalen 
ab 2003 findet in den Krankenhäusern in Deutsch-
land ein fundamentaler Wandel statt, der für die 
stationäre Krankenhausversorgung weitreichende 
Folgen hat. Auch die Umsetzung der integrierten 
Versorgung, die die Grenzen zwischen der ambu-
lanten und der stationären Versorgung aufheben 
und stattdessen eine sektorenübergreifende Be-
handlungskette von mehreren Leistungserbringern 
vorsieht, zeigt die Notwendigkeit neuer Formen 
der Zusammenarbeit auf. Gefordert sind also in-
terdisziplinäre und interprofessionelle medizini-
sche und pflegerische Versorgungsstrukturen. Der 
Patient mit seinen Problemen steht im Mittelpunkt. 

Die bisherige Struktur, also die traditionellen 
Fachkliniken, sind da eher hinderlich.  
 
Das Klinikum Mitte hat die Vorgaben des Fallpau-
schalengesetzes aufgenommen und mit dem Stra-
tegiekonzept Teil eins eine Neuorientierung des 
medizinischen Profils eingeleitet. Die beteiligten 
Fachkliniken sollen in speziellen Leistungsgrup-
pen Zentren bilden und als multidisziplinäres und 
interprofessionelles Behandlungsteam den ge-
samten Behandlungsprozess organisieren. Das 
sind die so genannten Kompetenzzentren. 
 
Im Strategiekonzept Teil eins ist zum Beispiel das 
Kopfzentrum beschrieben. Ich denke, damit kann 
man vielleicht am besten erklären, was das heißt. 
Dieses Kopfzentrum soll die heute bestehenden 
Fachkliniken, das heißt also Hals-Nasen-Ohren-, 
die Neurochirurgie- und die Augenklinik zu einer 
neuen Organisation, Personal- und Raumstruktur 
zusammenführen und in ein Kompetenzzentrum 
integrieren. Es erfolgt eine gesamtheitliche Be-
handlung für den Patienten.  
 
Insgesamt hat das Klinikum Mitte neun medizini-
sche Kompetenzzentren geplant, die qualitativ 
hochwertige und zugleich bezahlbare Medizin und 
Pflege ermöglichen sollen. Bündnis 90/Die Grü-
nen unterstützt diese innovative medizinische 
Strukturveränderung des Klinikums Bremen-Mitte. 
 
(Abg. Frau Reichert [SPD]: Auch das für die ande-
ren Kliniken?) 
 
Meine Damen und Herren, wir reden jetzt über 
das Klinikum Bremen-Mitte, der Antrag bezieht 
sich auf den Masterplan des Klinikums Bremen-
Mitte. 
 
(Zuruf der Abg. Frau Reichert [SPD]) 
 
Einen Moment, ich komme noch dahin! 
 
(Abg. Frau Reichert [SPD]: Das wäre schön!) 
 
Dass diese Umsetzung der medizinischen Zu-
kunftsaufgabe auch die bauliche Struktur beein-
flusst, wird einem spätestens klar, wenn man auf 
dem Gelände spazieren geht. Das Strategiekon-
zept Teil zwei beschreibt, dass die Pavillonstruktur 
auf dem Gelände zu viele Ressourcen bindet. Das 
war in der Vergangenheit - und so wird es auch in 
der Zukunft sein - betriebswirtschaftlich problema-
tisch, denn durch die räumliche Ansiedlung und 
Verteilung dieser Pavillons ergeben sich lange 
Wegstrecken und auch Transportzeiten. Hier ver-
bergen sich hohe Einsparpotentiale, die durch ei-
nen kompakten Baukörper erzielt werden könnten, 
immerhin sind das in der Berechnung 20 Prozent 
der Betriebskosten. Bündnis 90/Die Grünen geht 
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davon aus, dass eine grundlegende bauliche Neu-
ausrichtung vor dem Hintergrund der Gesund-
heitsreform und der steigenden Kosten unum-
gänglich sein wird. 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Meine Damen und Herren, kommen wir zum Stra-
tegiekonzept drei, dem Realisierungs- und Finan-
zierungsmodell! Favorisiert ist die Lösungsvarian-
te eins, das ist der Anbau und Umbau. Auf die an-
deren Varianten gehe ich an dieser Stelle nicht 
ein. Die Investitionen sollen 174 Millionen Euro 
betragen. Finanziert werden soll das Vorhaben 
durch Grundstücksverkäufe auf dem frei werden-
den Gelände, eine Teilförderung durch das Land 
Bremen über die gesamte Bauphase, und die 
Bauphase ist von 2005 bis 2011, sowie die Haf-
tungsübernahme für die verbleibende Darlehens-
finanzierung plus Betriebskostenersparnis. Hinzu 
kommt eine Bettenreduzierung von derzeit 958 
Betten um 12,3 Prozent auf dann 750 Vollzeitbet-
ten und 90 Teilzeit- und Tagesbetten. Außerdem 
sollen bis 2011 700 Arbeitsplätze wegfallen, das 
sind immerhin 29 Prozent des Pflegepersonals.  
 
(Abg. Frau Reichert [SPD]: In Bremen-Ost sind es 
mehr!) 
 
Konkret heißt das, dass die jetzigen Zweijahres-
verträge nicht mehr verlängert werden und dass 
wahrscheinlich die Vorruhestandsregelung ver-
stärkt angewandt wird. Das bedeutet wiederum, 
wenn es denn so sein sollte, eine Verlagerung der 
Kosten in die öffentlichen Haushalte. Ich denke 
aber, darüber können wir noch reden, da ist das 
letzte Wort noch nicht gesprochen.  
 
Mit der Umsetzung des Masterplans soll das Gan-
ze in zehn Jahren abgeschlossen sein. Das hätte 
Bündnis 90/Die Grünen auch so befürwortet, 
wenn jetzt nicht ein neues Strategiekonzept durch 
die Gesundheit Nord gGmbH vorgelegt worden 
wäre, das genau diese Planung des gerade vor-
gestellten Masterplans orkanartig durcheinander 
wirbelt.  
 
Es gibt einen Klinikverbund Gesundheit Nord, der 
Entscheidungen fällt, ohne auf bereits existieren-
de Pläne Rücksicht zu nehmen. Von einem ge-
samtstädtischen Interesse, das man eigentlich 
von so einem Klinikverbund erwartet, keine Spur, 
es existiert nicht mehr. Ich nenne nur einmal zwei 
Beispiele dafür: Nehmen wir das Beispiel der Bet-
tenzahl im Klinikum Mitte. Im Masterplan des Kli-
nikums Mitte mit einer Laufzeit von zehn Jahren 
steht eine Reduzierung auf 750 Vollzeit- bezie-
hungsweise 840 Tagesbetten an. Im neuen Stra-
tegiekonzept soll das Klinikum Mitte bis 2009, also 
bereits vorher, auf 1100 Betten aufgestockt wer-

den, 260 Betten mehr als 2011 oder 2015 geplant, 
und das schon 2009. Dies hat Auswirkungen auf 
die Baumaßnahmen, die im Klinikum Mitte eigent-
lich geplant sind. 174 Millionen Euro sind jetzt rei-
ne Makulatur, denn bei 230 Betten mehr, brauche 
ich ein wenig mehr als bisher geplant. Das Finan-
zierungskonzept stimmt also so nicht mehr.  
 
 
Die Beschäftigtenzahl stimmt auch so nicht mehr. 
Es sollen mehr statt weniger werden. Oder ist es 
doch geplant, dass bis 2015 all die Betten wieder 
abgebaut werden, so dass wir dann nur noch 750 
Vollzeitbetten haben? Es ist nicht ersichtlich, es 
geht hin und her.  
 
Der Masterplan, der eigentlich vorliegt, hat ein 
Kompetenzzentrum Traumatologie und Gelenker-
krankungen vorgesehen, was ich eigentlich ganz 
gut finde. Das erscheint jetzt nicht mehr. Es wird 
auch nicht begründet, warum es das nicht mehr 
gibt, es existiert also in diesem Gesamtplan nicht 
mehr.  
 
 
Meine Damen und Herren, ich habe das Gefühl, 
dass das neue Strategiekonzept, das vorgelegt 
wurde, ein rein ökonomisches Konzept ist. Der 
Aufsichtsrat entscheidet nur ökonomisch. Es feh-
len irgendwelche Alternativen, er stellt sich ein-
fach hin und sagt, es gibt keine Alternativen. Es 
gibt sehr wohl Alternativen! Wir sind dazu da, dar-
über zu diskutieren. Dieses Strategiepapier, das 
vorgestellt worden ist, ist als Schocktherapie ge-
eignet, aber als nichts weiter. Es ist kein Papier, 
das auf einen zukunftsweisenden Veränderungs-
prozess, der dringend notwendig ist in der Kran-
kenhausplanung, hinweisen sollte. 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Es sind noch viele Hausaufgaben zu erledigen, 
von der Zentrenbildung, die dort angegeben ist, 
die angeblich die Schnittstellen vermindern soll, 
bis zum Rumpfkrankenhaus Bremen-Ost, wo nur 
die Psychiatrie und die Altersmedizin, also die 
Medizin für alte Menschen, vorgesehen ist. Ich 
weiß nicht, wann das Alter bei den Menschen be-
ginnt. Sind es Rentner, die dann nach Bremen-
Ost müssen, oder gehöre ich schon zum alten Ei-
sen, so dass ich dann bei Krankheit nach Bremen-
Ost muss? Ich denke, da muss auch noch über-
legt werden, was man im Krankenhaus Bremen-
Ost eigentlich noch anbieten kann, denn das ist 
ein bisschen wenig. 
 
(Abg. Frau Hövelmann [SPD]: Es ist aber auch ein 
bisschen wenig, so zu argumentieren!) 
 
Es steht so im Strategieplan! 
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Ich denke, wir versuchen, Schritt für Schritt Ord-
nung in das Chaos zu bringen. Der Antrag, den 
wir vorgelegt haben, gibt schon die eine Richtung 
vor. Wir wollen vom Senat die Auswirkungen auch 
auf die anderen Kliniken wissen, wir wollen den 
gesamten Komplex beantwortet haben, dann kön-
nen wir überlegen, wie es weitergehen, wie es 
auch finanziell weitergehen soll.  
 
Die SPD hat gestern in der Fraktion einen Be-
schluss gefasst, der auch das Strategiekonzept so 
sieht wie die Grünen, nämlich dass es mehr Fra-
gen aufwirft, als dass es Antworten gibt. Sie ha-
ben einige Fragen in diesem Bereich formuliert, 
deren Antwort Sie unbedingt wissen wollen. Die 
Fragen gehen meistens in die Qualitäts-, in die Fi-
nanz- und in die Personalplanung. Ich denke, das 
ist wichtig. Deswegen wird es Ihnen wahrschein-
lich auch nicht schwer fallen, unserem Antrag zu-
zustimmen, und dann werden wir sehen, was der 
Senat mit der Neuausrichtung der Krankenhäuser 
in Bremen vorhat. - Danke! 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Brumma. 
 
Abg. Brumma (SPD): Frau Präsidentin, meine 
Damen und Herren! Das Thema Krankenhäuser 
schlägt gegenwärtig große Wellen, und, Frau 
Wargalla, also ganz kann ich da nicht zustimmen. 
Sie sagten, Traumatologie gibt es nicht, jedoch 
Schlafmedizin und angrenzende Disziplinen sind 
vorgesehen. Das Konzept, glaube ich, müssen 
Sie noch einmal genauer durcharbeiten, 
 
(Abg. Frau Busch [SPD]: Das glaube ich auch!) 
 
wie gesagt, aber das können wir anschließend in 
der Deputation für Gesundheit noch einmal ge-
nauer klären. 
 
Wieso gibt es diese Umstrukturierung im Lande 
Bremen? Wir haben die bundesweite Beschluss-
lage, bei der alle Parteien sich auf Fallpauschalen 
geeinigt haben, also, die Liegezeiten sollen redu-
ziert werden, die Verweildauer bundesweit ist im 
Durchschnitt bei 11,7 Tagen, in Bremen sind wir 
schon bei neun Tagen im Durchschnitt, das geht 
von sechs bis 16 Tage. Von daher sind wir hier 
schon einen Schritt weiter. Wie gesagt, die Situa-
tion erfordert, dass wir noch weiter kommen.  
 
Ich weiß, morgen werden wieder Gutachten von 
Ernst & Young vorgestellt, und die werden es 
noch einmal erklären, in welche Richtung es wei-
tergeht. Auch haben wir das Problem, dass priva-
te Krankenhausketten inzwischen die Märkte ana-
lysieren. Ich weiß, Asklepios und Rhön sind in 

Wartestellung, und was dies heißen würde, Priva-
tisierung der Kliniken, das können wir gerade ge-
genwärtig in der Klinik Dr. Heines sehen. Dort will 
die Geschäftsführung nicht einmal einen Tarifver-
trag abschließen. Von daher sage ich, wir sind auf 
einem guten Weg gewesen, als wir vor einem 
Jahr unsere Kliniken in gGmbH umwandelten. Ich 
bin überzeugt, dass wir über diesen Weg genauso 
erfolgreich sein werden wie die Privaten, aber un-
ter anderen Prämissen und anderen Bedingun-
gen. Ich halte für sehr wichtig, dass wir diesen 
Weg gehen. 
 
Sie haben von den Strategien gesprochen, ges-
tern wurde darüber auch im Aufsichtsrat der Kli-
nik-Nord diskutiert. Wie gesagt, wir wollen zwölf 
Zentren, wir sagen, dadurch kann die Qualität für 
die Patienten gesteigert werden. Es ist wichtig, 
wer mehr operiert, die Menge macht aus, dass die 
Qualität gesteigert wird. Ob ich nur drei Operatio-
nen im Jahr mache oder 100, da gibt es schon ei-
nen gravierenden Unterschied. Zwölf Zentren, Sie 
haben schon einige genannt, Bauchzentren, Kopf-
zentren, am Krankenhaus Links der Weser wird 
das Herzzentrum eingerichtet. Zusätzlich wurde 
gestern noch genannt, dass wir dort ein Zentrum 
für Präventionsmedizin errichten wollen, also in 
die Zukunft gerichtet. Diese ganze Strategie fußt 
auf der These, wir wollen Stärken konzentrieren 
und nicht irgendwelche Disziplinen und Doppel-
strukturen weiterhin aufrechterhalten. 
 
Wie gesagt, es war gestern der erste Aufschlag, 
der Prozess ist noch offen, es wird noch debattiert 
über Detailfragen, Sie haben es angesprochen, 
die Personalentwicklung muss noch geklärt wer-
den, mit dem Landeskrankenhausplan muss alles 
noch abgestimmt werden, die Zielrichtung ist aber 
klar, wir wollen die Qualität steigern, und wir wol-
len fachübergreifend medizinisch arbeiten und die 
Arbeitsabläufe optimieren.  
 
Was das Klinikum Bremen-Mitte betrifft, sollen 
dort medizinische Zentren entstehen, denn durch 
die jetzige Pavillonstruktur können wir das als Er-
gebnis nicht erreichen. Deswegen soll das Ge-
bäude zentriert werden, dazu gibt es einen Mas-
terplan, der wurde im Beirat Östliche Vorstadt 
schon vorgestellt. Es gibt auch ein Zweitgutachten 
zu diesem Thema. Wie Sie sagten, ging das Mo-
dell von 750 Betten aus und 90 tagesklinischen 
Plätzen. Im Aufsichtsrat wurde noch einmal bestä-
tigt, dass diese Zahlen durch dieses neue Strate-
giepapier verändert sind, es muss noch stimmig 
gemacht werden, und da gibt es eben noch viele 
offenen Fragen.  
 
Was die Bauweise betrifft, gab es die Option eines 
Neubaus oder zwei Umbauvarianten. Die Neubau-
variante soll anscheinend viel zu teuer sein, des-
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halb hat man sich für eine Umbauvariante ent-
schieden, und die Ver- und Entsorgung soll dann 
unterirdisch verlaufen, es soll auch noch ein Park-
haus mit 700 Plätzen entstehen, aber, das ist eine 
Gebäudekonzentration, durch die eben 40 Pro-
zent der Fläche überflüssig werden.  
 
Was die Finanzierung angeht, muss noch einmal 
im Detail nachgearbeitet werden, da steht über-
haupt noch nicht fest, wie das jetzt laufen soll, es 
gibt jetzt die neuen Zahlen, und von daher sage 
ich, warten wir erst einmal ab, fragen wir, warum 
und wie das gemacht wird, und dann werden wir 
anschließend entscheiden! Wie gesagt, die Finan-
zierung ist nicht klar, und wir als Fraktion schlagen 
vor, dass wir eben diese Themen, die wir alle ge-
hört haben, im Detail noch einmal in der Deputati-
on für Gesundheit besprechen und auch die Bau-
deputation ihr Votum abgibt. Ich glaube, das ist 
eine adäquate Maßnahme, und ich finde auch 
richtig, dass wir hier so weitergehen, denn es sind 
noch viele Fragen im Detail zu klären. 
 
(Beifall bei der SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächste Redne-
rin hat das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Mohr-
Lüllmann. 
 
Abg. Frau Dr. Mohr-Lüllmann (CDU): Sehr ver-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Es ist schon viel gesagt worden, eines möchte ich 
noch wiederholen, was Herr Brumma auch schon 
erwähnt hat, eine hochaktuelle Pressemeldung 
vom 20. Februar stellt dar: Von rund 2000 deut-
schen Krankenhäusern müssen 500 bis zum Jahr 
2020 schließen. Meine Damen und Herren, das 
heißt, jedes vierte Haus ist aller Voraussicht nach 
davon betroffen. Es handelt sich hier, wie auch 
schon erwähnt, um ein Ergebnis der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Ernst & Young, die morgen, 
Mittwoch, offiziell in Berlin vorgelegt wird.  
 
Die Gründe für die Wirtschaftlichkeit von Kliniken 
in Deutschland will ich heute an dieser Stelle ei-
gentlich gar nicht thematisieren und ausführen, sie 
sind hinlänglich bekannt, und wir werden an ande-
rer Stelle noch ausreichend Möglichkeiten haben. 
Ich will nur erwähnen den medizinischen Fort-
schritt, haben wir heute schon gehört, das Senken 
von Verweildauern und die knappen öffentlichen 
Kassen. 
 
Zu betonen ist übrigens an dieser Stelle, dass es 
sich nicht um ein Thema handelt, das nur Bremen 
betrifft, es wird zurzeit bundesweit problematisiert, 
und somit sind auch wir gezwungen, über die 
Wirtschaftlichkeit von bremischen Kliniken nach-
zudenken.  
 

Der Status quo der finanziellen Situation in Bre-
men, meine Damen und Herren, zwingt uns zum 
Handeln, und zwar konstruktiv und ohne Verzöge-
rung. Unsere Lösungen zur Strukturveränderung 
müssen nachhaltig sein, wie es immer so schön 
heißt, das heißt in die Zukunft gerichtet, und im 
Hinblick darauf, dass wir hier alle ein gemeinsa-
mes Ziel verfolgen, das nämlich heißt, Bremen 
muss medizinisches Oberzentrum werden oder 
auch bleiben, sind wir gezwungen, uns so aufzu-
stellen, dass wir auch wettbewerbsfähig sind. An-
sonsten werden wir nämlich umschifft, und die Pa-
tienten werden in die Krankenhäuser verlegt, die 
kostengünstiger sind.  
 
 
Was gibt es für Möglichkeiten? Wir müssen wirt-
schaftlicher arbeiten, das heißt umstrukturieren, 
größer werden, anerkannter werden, und dazu 
braucht es Veränderungen, veränderte Strukturen, 
veränderte Organisationsformen. Das ist schlicht 
alternativlos. Unser Ziel muss sein, einen Sogef-
fekt in Bremen zu erzielen, wir wollen Kompeten-
zen in unseren Häusern, die überregional ange-
steuert werden, das heißt, wir wollen Patienten 
aus dem Umland und aus anderen Bundesländern 
behandeln. Das sichert Arbeitsplätze, meine Da-
men und Herren, das stützt die Region eben auch 
wirtschaftlich. 
 
(Beifall bei der CDU) 
 
 
Gehen wir bitte kein Risiko ein, einen Wirtschafts-
zweig, der boomt, hier noch zur Disposition zu 
stellen! Was wir überhaupt nicht brauchen kön-
nen, ist ein zögerliches Vorgehen, langwierige 
Prozesse, die es anderen erlauben, uns an allen 
Stellen zu überholen. Wir dürfen uns nicht mit uns 
beschäftigen, das sind wir der Bevölkerung, den 
Patienten und den Arbeitnehmern der Häuser 
schuldig.  
 
(Beifall bei der CDU) 
 
Der vorliegende Dringlichkeitsantrag wirft Fragen 
auf, die mit absoluter Sicherheit mit Recht zu stel-
len sind, das ist keine Frage, aber sie sind klein-
teilig, bitte sehr genau und ausführlich zu beant-
worten, und zwar auf fachlicher Ebene. Deshalb 
schlägt die CDU-Fraktion vor, diesen Dringlich-
keitsantrag an die Deputation für Arbeit und Ge-
sundheit zu überweisen. - Danke! 
 
(Beifall bei der CDU) 
 
 
Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächste hat das 
Wort die Abgeordnete Frau Krusche.  
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Abg. Frau Krusche (Bündnis 90/Die Grünen)∗): 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Zu-
nächst einmal möchte ich vorweg sagen, dass ich 
mich freue, wenn die Koalition bereit ist, unseren 
Antrag zu überweisen, aber ich möchte hier ganz 
deutlich machen, dass es hier nicht nur um eine 
Überweisung ausschließlich an die Gesundheits-
deputation gehen kann, sondern nachdrücklich 
geht es auch darum, dass die Baudeputation sich 
mit diesem Thema beschäftigt. Das ist ja gerade 
der Hintergrund unserer Großen Anfrage, dass wir 
hier dieses Nebeneinander durchbrechen wollen 
und eine gemeinschaftliche Sicht auf dieses The-
ma gesundheitspolitisch, aber auch städtebaulich 
werfen wollen. Von daher verstehe ich es auch 
ehrlich gesagt nicht, warum der Bausenator nicht 
an seinem Platz sitzt, weil ich mir davon verspro-
chen hätte, dass auch er zu dieser städtebauli-
chen Seite dieses Projektes Klinikum Mitte etwas 
sagen würde.  
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen - Abg. Focke 
[CDU]: Ist noch zu früh!) 
 
Es ist nicht zu früh!  
 
Meine Damen und Herren, bisher hatten wir Grü-
nen jedenfalls den Eindruck, dass, was dieses 
Thema angeht, die eine Hand nicht weiß, was die 
andere tut, und wir wollen dies mit unserem An-
trag ändern. Wir haben das Gefühl, dass hier ein 
sehr komplexes Thema, Gesundheitspolitik auf 
der einen Seite, aber das Städtebauliche auf der 
anderen Seite, langfristige Auswirkungen sowohl 
auf eine zukünftige Gesundheitspolitik als auch 
auf die Stadtentwicklung in Bremen hat, und wir 
fordern, dass diese Entwicklung eben nicht hinter 
verschlossenen Türen vonstatten gehen soll. 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Das Klinikum Bremen-Mitte wird sich in den 
nächsten sieben Jahren in seiner Funktionsweise 
und in seiner Bebauung grundlegend ändern. Das 
bedeutet, dass das historisch gewachsene Klinik-
gelände, das ja durch sehr unterschiedliche Bau-
stile geprägt, aber auch schön ist durch seine vie-
len Freiflächen - viele Menschen in ganz Bremen 
kennen dieses Krankenhausgelände sehr genau, 
und sie hängen auch an dem Gelände, auch wenn 
sie nicht unbedingt Patienten sind -, zukünftig 
komprimiert wird, oder das Klinikum Bremen-Mitte 
wird zukünftig komprimiert werden auf dem nördli-
chen Bereich des Klinikgeländes an der Bismarck-
straße. Mit dem Rückzug des Klinikums auf den 
nördlichen Teil wird auch der frei werdende Teil 

                                            

∗) Von der Rednerin nicht überprüft. 

von zirka 85.000 Quadratmetern in seiner Nut-
zung, in der Bebauung und Erschließung neu ge-
ordnet werden müssen.  
 
Diese Veränderungen betreffen umfassend den 
gesamten Bereich der Östlichen Vorstadt, und sie 
können sich daher, das ist unsere Auffassung, 
auch nicht ausschließlich aus den Interessen der 
Krankenhaus-Holding an einer raschen Vermark-
tung des Geländes oder der Immobilien ableiten 
lassen. Wir befürchten, dass durch die Parzellie-
rung dieser unterschiedlichen Interessen, und es 
wurde ja auch in den vorherigen Wortbeiträgen 
deutlich, dass es hier sehr unterschiedliche Inter-
essen gibt, die unterschiedlichen Gesellschaften 
das gesamtstädtische Interesse nicht weiter be-
achten. Wir glauben, es ist ganz dringend not-
wendig, dass es eine Gesamtschau auf die ganze 
Stadt, auf die Folgen für Gesundheitspolitik und 
den Städtebau geben muss. Daher fordern wir 
den Senat auch auf, dass er die zuständigen Res-
sorts mit dieser Gesamtplanung beauftragt. 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)  
 
Die von der Klinik nicht mehr benötigten Flächen 
grenzen an die Stadtteile Peterswerder und Stein-
tor, beides sind sehr beliebte, attraktive Wohnge-
biete, es sind Mischgebiete, und daraus ziehen 
sie auch ihren Charme und ihre Stärke als Stadt-
teile. Eine neue Nutzung für die frei werdenden 
Flächen zu finden, die die angrenzenden Stadttei-
le, aber auch das Klinikum stärken, die gleichzei-
tig gewachsene Strukturen und möglichst viele der 
alten Gebäude erhält und nicht alles abreißt, was 
über 100 Jahre lang gewachsen ist, das, finden 
wir, ist eine städtebauliche Herausforderung und 
sollte auch als solche aufgefasst werden, meine 
Damen und Herren. 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wir Grünen sehen die Chance für dieses Gebiet 
vor allem in einer Mischung aus alten und neuen 
Gebäuden mit unterschiedlichen Nutzungen. Wir 
glauben, dass es attraktiv sein kann für Wohnen, 
aber auch für Dienstleistungen, für Existenzgrün-
dungen, für neue Arbeitsplätze auf diesem Gelän-
de. Ich glaube, auch das wird gerade in dem Zu-
sammenhang wichtig sein, wenn man bedenkt, 
dass die Umstrukturierung der Klinik auch mit 
Personalabbau einhergehen wird. Es ist also um-
so wichtiger, dass auch hier auf diesem frei wer-
denden Teil neue Arbeitsplätze entstehen.  
 
Wir haben das Ziel, dass auf diesem frei werden-
den Stück Klinikgelände St.-Jürgen-Straße ein 
neues, ein starkes Stück Stadt entsteht. Wir er-
warten, und da sind wir uns auch mit dem Beirat 
Östliche Vorstadt einig, dass über die städtebauli-
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chen Ziele für dieses Gebiet eine breite und öf-
fentlich geführte Diskussion stattfindet. Dies 
braucht Zeit, meine Damen und Herren, und hier 
setzen auch unsere Befürchtungen ein.  
 
Das Klinikum geht bisher von einem fiktiven Ver-
kaufserlös von 30 Millionen Euro aus. Erfahrun-
gen mit anderen Gebieten in der Stadt zeigen, 
dass dies illusorisch ist. Da die Krankenhaus-Hol-
ding unter Zeit- und Finanzdruck steht, ist zu be-
fürchten, dass sie das frei werdende Gelände in 
großen Brocken an Investoren verkauft und damit 
einer einseitigen Entwicklung Vorschub leistet. 
Dies wollen wir verhindern. 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Dieses Gelände muss im Interesse der ganzen 
Stadt gesehen werden, und wenn es eine Zu-
kunftschance haben soll, dann braucht die Ent-
wicklung dieses Geländes Zeit und keinen Zeit-
druck. Wir wollen mit unserem Antrag daher auch 
erreichen, dass keine präjudizierenden Entschei-
dungen für die zukünftige Gestaltung und Nutzung 
des Geländes getroffen werden.  
 
Wir Grünen können uns vorstellen, dass die Stadt 
das Gelände erwirbt, um so die Krankenhaus-Hol-
ding finanziell zu entlasten und den Zeitdruck von 
einem qualitativ hochwertigen Gelände zu neh-
men. 85.000 Quadratmeter lassen sich sinnvoll 
und zukunftsträchtig nicht auf einen Schlag entwi-
ckeln. Dafür brauchen wir städtebauliche Ziele, 
ein neues Planungsrecht und vor allem auch eine 
kleinteilige Entwicklung.  
 
Wir begrüßen es, dass der Denkmalpfleger, Herr 
Dr. Skalecki, beabsichtigt, dass imposante Ge-
bäude der Inneren Medizin sowie die Augenklinik 
an der St.-Jürgen-Straße unter Denkmalschutz zu 
stellen. Wir glauben, dass gerade diese alten Ge-
bäude aus dem vorvorigen Jahrhundert das Ge-
sicht dieses Stadtteils geprägt haben. Wir wollen 
in Zukunft, dass dies kein gesichts- und ge-
schichtsloser Stadtteil wird, und daher ist der Er-
halt dieser alten Bausubstanz für uns von ganz 
besonderer Bedeutung.  
 
Meine Damen und Herren, das Klinikum Mitte hat 
eine bewegte Geschichte hinter sich und riesige 
Herausforderungen vor sich. Um zu gewährleis-
ten, dass das ganze Gelände auch eine aus-
sichtsreiche Zukunft hat für die Patientinnen und 
Patienten in Bremen und aus dem Umland, aber 
auch städtebaulich, fordern wir den Senat in unse-
rem Antrag auf, bis Anfang April eine zusammen-
fassende Darstellung und Bewertung im Zusam-
menhang mit der Umstrukturierung des Klinikums 
Mitte vorzulegen und dabei auch unsere vielen 

Fragen präzise und umfangreich zu beantworten. 
- Herzlichen Dank! 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat die 
Abgeordnete Frau Kummer.  
 
Abg. Frau Kummer (SPD): Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich bin ein bisschen ver-
wirrt durch Ihren Antrag, liebe Kolleginnen und 
Kollegen von den Grünen, denn die gesundheits-
politischen Beiträge vor mir beschäftigten sich mit 
Gesundheitspolitik im Gesamtzusammenhang der 
Stadt, also mit allen Kliniken, und Ihr Antrag be-
schäftigt sich mit dem Klinikum Bremen-Mitte. Sei 
es, wie es sei, ich will mich jetzt auch auf das kon-
zentrieren, was Frau Krusche gesagt hat, und die 
städtebaulichen Aspekte beleuchten.  
 
Zum Klinikum Mitte mache ich mir ehrlich gesagt, 
was die Umstrukturierung der Kliniklandschaft in 
Bremen angeht, eher weniger Sorgen. Ich glaube, 
es gibt Krankenhäuser, bei denen wir auch im 
Stadtteilzusammenhang viel größere Probleme in 
Bezug auf die Arbeitsplätze bekommen könnten. 
Ich denke, da müssten wir noch einmal genauer 
hinschauen, als uns mit unseren Fragen nur auf 
ein einzelnes Klinikum zu konzentrieren.   
 
(Beifall bei der SPD) 
 
Wenn Sie hier vom Stadtteilbezug reden, Frau 
Krusche, was ich auch völlig richtig finde und un-
terstütze, um diese Dinge im Zusammenhang zu 
sehen, dürfen wir aber nicht vergessen, dass es 
hier um Arbeitsplätze im Stadtquartier geht. Zwei 
Drittel der Beschäftigten des Klinikums Mitte kom-
men nämlich aus dem Umkreis von fünf bis sechs 
Kilometern, also aus dem Stadtteil. Insofern spie-
len die Menschen, die dort leben und arbeiten, 
auch eine sehr große Rolle bei der Gestaltung des 
Stadtteils und eben nicht nur die Gebäude, die 
dort stehen. Das ist auch immer das, was wir ge-
meinsam vertreten, dass es nämlich nicht nur auf 
den Beton ankommt, sondern auch auf die Men-
schen, und der Stadtteil wird von den Menschen 
gemacht und nicht nur allein von den Gebäuden. 
 
Städtebau und Architektur haben sicherlich unbe-
stritten auch eine große Auswirkung hier im Stadt-
teil, denn das Klinikum Mitte, Sie haben es ge-
sagt, ist fast ein ganzer Ortsteil im Stadtteil Östli-
che Vorstadt. Man kann das auch nicht völlig au-
ßen vor lassen. Ich stimme Ihnen zu, ich würde 
hier auch Denkmalschutz, Städtebau und Arbeits-
plätze nicht gegeneinander sehen wollen, sondern 
gemeinsam. Sie haben sich hier auf Denkmal-
schutz und die städtebauliche Seite konzentriert, 
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Frau Krusche, das war mir aber ein bisschen zu 
einseitig.  
 
Denkmalschutz macht sich nicht nur daran fest, 
ältere Gebäude zu erhalten, sondern man muss 
auch einmal darüber diskutieren, dass sie auch 
einmal abgerissen werden müssen, auch einmal 
vergehen und auch einmal ihre Aufgabe erfüllt 
haben. Städtebauliche Akzente kann man auch 
mit Neubauten setzen. Sie brauchen sich nur das 
Gesundheitsamt in der Horner Straße bei sich um 
die Ecke anzuschauen! Wir haben das alte Ge-
bäude abgerissen. Das hatte sicherlich seine Be-
rechtigung damals, ich glaube, es hing irgendwie 
mit Lungenheilkunde zusammen, das war also 
einmalig und wichtig. Es war das letzte erhaltene 
Gebäude dieser Art in Norddeutschland, das habe 
ich damals gelernt, aber das, was dort jetzt steht, 
ist ein wirklich wunderschönes, modernes Gebäu-
de, das meines Erachtens die Ecke dort weitaus 
mehr prägt als das, was vorher dort gestanden 
hat. Wir werden auch in der Baudeputation noch 
darüber reden, wie erreichen wir städtebauliche 
Qualität an der Ecke, insbesondere an der Ecke 
St.-Jürgen-Straße/Bismarckstraße, die wie ein 
Einfallstor in den Stadtteil ist. Ich denke, die Fra-
gen, die Sie hier aufgeworfen haben, auch städte-
baulicher Natur, werden wir in der Baudeputation 
weiter besprechen.  
 
Wir beantragen hier nicht nur die Überweisung in 
die Gesundheitsdeputation, wie Frau Dr. Mohr-
Lüllmann das schon beantragt hat, sondern auch, 
was die städtebaulichen Aspekte angeht, die Ü-
berweisung in die Baudeputation. Herr Focke, ich 
denke, wir waren uns soweit auch einig. - Danke! 
 
(Beifall bei der SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Focke. 
 
Abg. Focke (CDU): Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Dann will ich auch noch einmal 
ganz kurz hier das Wort nehmen. Frau Krusche 
und Frau Wargalla, wir können dem Antrag inso-
fern nicht zustimmen, als er nicht einfach in drei 
Wochen abgewickelt werden kann. Sie haben zu 
Recht eine ganze Menge Fragen gestellt, und die-
se Fragen haben wir im Übrigen zum großen Teil 
auch. Die diskutieren wir auch, und die müssen 
auch im Laufe des Verfahrens beantwortet wer-
den. Nur, es hat natürlich auch keinen Sinn, jetzt 
Gesundheit, Krankenhäuser, Wohnungsbau und 
Stadtentwicklung gegeneinander auszuspielen. 
 
(Abg. Frau Krusche [Bündnis 90/Die Grünen]:  
Eben gerade nicht!) 
 

Es muss in einer Einheit funktionieren. Deswegen 
ist es auch nicht so, dass wir das alles in drei Wo-
chen erledigen können. Daher ist vielleicht auch 
der Zeitpunkt, hier groß über die Einzelheiten zu 
diskutieren, nicht der richtige. Deswegen unser 
Vorschlag, den Antrag in die Deputationen Ge-
sundheit und Bau zu überweisen, um dort die spe-
ziellen Fragen abzuarbeiten! Selbst wenn die 
dann unterschiedlich abgearbeitet werden, müs-
sen sie auch noch zusammengeführt werden, da-
mit wir dann anschließend darüber eine Debatte 
führen, sowohl in den Deputationen als auch hier 
im Parlament. - Vielen Dank!  
 
(Beifall bei der CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat Frau 
Senatorin Röpke. 
 
Senatorin Röpke∗): Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Ich möchte jetzt nicht noch ein-
mal das ganze Strategiekonzept oder den Master-
plan vorstellen, das haben meine Vorredner schon 
zum Teil ausführlich gemacht. Ich möchte mich 
darauf konzentrieren, dass wir uns alle sicherlich 
einig sind in der Feststellung, die Krankenhäuser 
stehen in der gesamten Bundesrepublik vor dem 
größten Umstrukturierungsprozess insgesamt, 
der, glaube ich, einmalig in der Geschichte der 
Bundesrepublik ist.  
 
Das trifft natürlich auch unsere Krankenhäuser 
hier in Bremen. Es trifft vor allen Dingen auch das 
Krankenhaus, das Gegenstand dieses Antrags ist, 
Bremen-Mitte, und zwar deswegen, weil es aus 
seiner Geschichte heraus Maximalversorger ist, 
weil es, Sie kennen alle die Baustruktur, in einer 
Pavillonstruktur gebaut worden ist, was städtebau-
lich und wenn man dort über das Gelände geht, 
sicherlich seinen Charme hat, das teile ich. Bre-
men-Mitte steht vor den neuen Herausforderun-
gen in Zeiten der DRG, wenn also nach Fallpau-
schalen abgerechnet wird. Das sind die Heraus-
forderungen, vor denen jetzt alle Krankenhäuser 
stehen.  
 
Die Pavillonstruktur ist sehr kostenintensiv, sehr 
zeitraubend, und deswegen muss sie dringend auf 
einen neuen Stand gebracht werden. Wir müssen 
die Strukturen, die Prozessabläufe verändern, und 
das ist der Grund, warum sich das Klinikum Mitte 
schon sehr rechtzeitig, früher als die Holding ins-
gesamt, auf den Weg gemacht hat, um sich neu 
aufzustellen, sich die Frage zu stellen nach einer 
zukunftssicheren Gesundheitsaufstellung für Mit-
te, damit das Klinikum diesen Herausforderungen 

                                            

∗) Von der Rednerin nicht überprüft. 
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gerecht werden kann. Daraus ist dann dieser 
Masterplan in den drei Teilen, die hier schon skiz-
ziert worden sind, entstanden, und dieser Master-
plan stellt bestimmte Grundpositionen dar, die hier 
schon genannt wurden. 
 
Ich teile aber überhaupt nicht die Einschätzung, 
Frau Wargalla, dass das nun alles durcheinander 
gewirbelt worden ist durch das Strategiepapier der 
Holding, sondern wenn man das einmal überein-
ander legt, dann werden Sie bei genauer Betrach-
tung feststellen, dass die Grundpositionen, die 
Grundannahmen durchaus kompatibel sind, natür-
lich nicht im Detail. Jetzt muss geleistet werden, 
dass man beide Strategien für Mitte und die Ge-
samtstrategie der Holding, mit dem Bestandteil 
Mitte miteinander kompatibel macht. Die Strategie 
der Holding ist doch nicht gegen oder ohne die 
Geschäftsführung von Mitte entwickelt worden, 
sondern mit dem Klinikum. Das ist mir an dieser 
Stelle ganz wichtig, das noch einmal herauszuar-
beiten, und deswegen tragen das alle mit, selbst-
verständlich auch die Geschäftsführung von Mitte. 
Insofern ist das, was jetzt zu leisten ist, glaube 
ich, nicht so schwierig, das zu aktualisieren, auf 
die neuen Kompetenzzentren hin zu orientieren 
und die entsprechenden Zahlen zu entwickeln. 
Das ist im Prinzip, wie gesagt, in den Grundstruk-
turen identisch.  
 
 
Ich möchte noch einmal hervorheben, dass auch 
der Vorwurf, das Strategiekonzept der Holding sei 
nur ökonomisch und betriebswirtschaftlich ausge-
richtet, nicht zutreffend ist. Selbstverständlich ist 
es auch betriebswirtschaftlich gerechnet. 
 
(Abg. Focke [CDU]: Muss!) 
 
Das ist ganz klar, denn die Krankenhäuser sind 
immer stärker daran zu orientieren, damit sie sich 
auf dem Markt behaupten können, und dann geht 
es einfach darum, wer nach dem DRG-System die 
Leistungen bringt, die sich auch rechnen, damit 
die Häuser auch in der Zukunft bestehen können, 
damit sie auch den Wettbewerb bestehen können. 
Frau Dr. Mohr-Lüllmann hat gesagt, was auf die 
Häuser zukommt. Welche Häuser werden in Zu-
kunft überleben? Vor den Fragen stehen wir doch, 
und dabei muss Betriebswirtschaft eine ganz her-
ausragende Rolle spielen, aber das geht nur zu-
sammen mit der Qualitätsorientierung.  
 
Ich bin davon überzeugt, dass der Wettbewerb auf 
dem Krankenhausmarkt nur dann eine Chance 
haben wird, wenn Qualität das entscheidende Kri-
terium ist. Patientinnen und Patienten orientieren 
sich jetzt schon sehr genau, wenn sie die Mög-
lichkeit haben, sich eine Leistung zu wählen, an 
der Qualität, und das muss noch besser und 

transparenter werden. Davon geht das Konzept 
aus.  
 
(Glocke)  
 
Vizepräsidentin Dr. Mathes: Frau Senatorin 
Röpke, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Ab-
geordneten Frau Linnert? 
 
Senatorin Röpke: Gern!  
 
Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bitte, Frau Linnert! 
 
Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Frau 
Senatorin, ich möchte gern wissen, wo und wann 
parlamentarischen Gremien dieses Konzept der 
Holding vorgestellt worden ist, das ja sehr weitrei-
chende gesundheitspolitische Folgen hat! Wie 
können wir darüber reden, wenn wir davon nicht in 
Kenntnis gesetzt worden sind? 
 
Senatorin Röpke: Ich habe mich auch schon ge-
wundert, wie Frau Wargalla darüber geredet hat, 
obwohl sie eigentlich nicht davon in Kenntnis ge-
setzt worden ist. Das Verfahren geht doch so, lie-
be Frau Linnert, wir haben jetzt eine Holding, die 
heißt Gesundheit Nord, das ist eine gGmbH. Die-
se Holding hat einen Aufsichtsrat. Dieser Auf-
sichtsrat hat gestern über dieses Papier beraten 
und beschlossen. Seit gestern ist dieses Papier 
sozusagen öffentlich, und wir werden selbstver-
ständlich dafür sorgen, dass alle interessierten 
Politiker, die mit Gesundheitspolitik zu tun haben, 
darüber informiert werden und auch die Informati-
onen bekommen. Wir müssen aber diesen Weg 
einhalten, dass zunächst der Aufsichtsrat damit 
befasst wird.  
 
(Abg. Frau Linnert [Bündnis 90/Die Grünen]: Das 
ist ja ein sonderbares Verständnis von parlamen-
tarischer Arbeit und Verhältnis von Gesellschaften 
zur Fachpolitik!) 
 
Nein, das ist doch ganz normal, dass wir im Auf-
sichtsrat, das ist ein Gremium des Unternehmens, 
eine unternehmerische Entscheidung treffen. Das 
ist in jeder Gesellschaft so. Das, was wir hier heu-
te machen, ist eine politische Bewertung dieses 
Strategiekonzepts, was eigentlich gar nicht Thema 
des Antrags ist, sondern da geht es um Mitte. Da 
sich alle anderen darauf bezogen haben, erlaube 
ich mir auch, etwas dazu zu sagen. 
 
(Glocke) 
 
Vizepräsidentin Dr. Mathes: Frau Senatorin, 
sind Sie bereit, eine weitere Zwischenfrage anzu-
nehmen? 
 
Senatorin Röpke: Ja, bitte! 
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Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bitte, Frau Wargal-
la! 
 
Abg. Frau Wargalla (Bündnis 90/Die Grünen): 
Frau Senatorin, bezüglich der Aufsichtsratssit-
zung: Es ist so, dass der CDU und der SPD das 
Konzept vor der Aufsichtsratssitzung vorgestellt 
worden ist, den Grünen, die ja im Auftrag des Se-
nats im Aufsichtsrat sitzen, nicht. Sie haben also 
dann zwei oder drei Tage vor der Aufsichtsratssit-
zung die Papiere bekommen. Ist das auch immer 
so Usus?  
 
Senatorin Röpke: Es war so, dass alle vor der 
Aufsichtsratssitzung die Papiere bekommen ha-
ben, es hat niemand vorher ein Papier bekom-
men. Alle Aufsichtsratsmitglieder haben es zuge-
schickt bekommen, und in der Tat war es so, dass 
wir uns vor der Erstellung des Konzeptpapiers das 
grundsätzliche Okay der Fraktionen der Regie-
rungskoalition in einer mündlichen Erörterung ein-
geholt haben. Das ist aber übliches Geschäft, um 
sozusagen die politische Grundausrichtung abzu-
stimmen. 
 
(Abg. Frau Linnert [Bündnis 90/Die Grünen]: Ich 
denke, die sitzen da als Aufsichtsrat!) 
 
Wir gehen doch erst in ein Verfahren, wenn wir 
wissen, dass es von der Regierungskoalition mit-
getragen wird. Es ist doch nicht unüblich. 
 
(Abg. Frau Linnert [Bündnis 90/Die Grünen]: Das 
ist ja euer verrotteter Laden hier!) 
 
Das weise ich zurück! Das ist ein ganz normales 
und übliches Verfahren, liebe Frau Linnert! Darf 
ich jetzt weitermachen? 
 
(Unruhe und Zurufe) 
 
Abg. Frau Wargalla (Bündnis 90/Die Grünen): Ich 
habe noch eine kleine Nachfrage! Stimmen Sie 
mit mir überein, dass die Abgeordneten, die in den 
Aufsichtsrat entsandt werden, im Auftrag des Se-
nats handeln? Auch eine Grüne, ein SPD- oder 
ein CDU-Abgeordneter fungiert dort für den Senat, 
das heißt also nicht speziell für seine politische 
Gruppierung, sondern er ist als Gesamtteil dort. 
Das bedeutet also, jeder, egal wer da ist, hat das 
Recht, informiert zu werden. Das hat nichts mit 
großer Koalition oder sonst etwas zu tun, sondern 
mit den Mitgliedern des Aufsichtsrats. 
 
Senatorin Röpke: Ja, natürlich, es ist auch so ge-
laufen! 
 
(Widerspruch beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Natürlich!  

Ich würde jetzt ganz gern weiter fortfahren. Das 
haben wir ja gestern im Aufsichtsrat diskutiert, und 
ich denke, das gehört in den Aufsichtsrat und 
nicht in das Parlament!  
 
(Abg. Frau Linnert [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Was? Das entscheidet das Parlament immer noch 
selbst!) 
 
Wir müssen noch einmal differenzieren, liebe Frau 
Linnert, zwischen Unternehmensführung und par-
lamentarischer Beratung. Ich habe überhaupt 
nichts dagegen, dass das Parlament sich mit die-
sem Thema beschäftigt. Ich finde den Antrag, den 
Sie gestellt haben, auch völlig berechtigt, weil er 
viele Fragen stellt, die noch beantwortet werden 
müssen. Es spricht auch überhaupt nichts dage-
gen, dass sich die Deputationen damit beschäfti-
gen, im Gegenteil, ich begrüße es sogar, weil ich 
sehr daran interessiert bin, dass diese Strategien 
für Mitte und für die gesamte Gesundheitspolitik in 
der Krankenhauslandschaft der Stadt Bremen 
breit diskutiert werden. Wir werden auch in die 
Stadtteile gehen und es in den Beiräten vorstellen. 
Dagegen spricht überhaupt nichts. Es gibt aber 
bestimmte Verfahren, die wir einfach beachten 
müssen. 
 
Wir müssen auch das Konzept, das wir entwickelt 
haben, mit der Landeskrankenhausplanung ab-
stimmen. Das ist auch erforderlich. Wir müssen 
mit den Kassen reden, mit den Kostenträgern, 
auch das ist erforderlich. Das ist ja alles sozusa-
gen erst einmal ein Aufschlag, was der Aufsichts-
rat gestern beschlossen hat, das ist überhaupt 
noch kein Endergebnis. Wir fangen jetzt damit an, 
dieses Strategiekonzept zu kommunizieren, wie 
es so schön heißt, zu vermitteln, zu diskutieren, 
und dann werden wir sehen, wie das Ergebnis im 
Grundsatz aussieht. Ich bin aber davon über-
zeugt, dass die Grundzüge, die Kompetenzzen-
trenentwicklung, die Vorhaben-Behandlungsleit-
linien für alle Bereiche einheitlich zu entwickeln 
und zu verankern sind. Das ist mit Sicherheit auch 
das, was die Grünen wollen, weil es dabei darum 
geht, Qualität für die Patientinnen und Patienten 
zu sichern und die Versorgung in der Stadtge-
meinde zu sichern. Das ist doch unser gemein-
sames Interesse. 
 
 
Ich möchte auch nicht, das ist hier mehrfach ge-
sagt worden, dass wir ein Gegeneinander von 
Stadtentwicklung und Gesundheitspolitik organi-
sieren. Gerade an dem Beispiel Klinikum Mitte 
wird deutlich, dass wir auf der einen Seite die Not-
wendigkeit haben, die Umstrukturierung dieses 
Hauses vorzunehmen, und zwar ohne Zeitverzug, 
wir stehen da unter einem enormen Druck. Jeder 
Tag ist ein Tag, der für die Krankenhäuser ein Er-
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lösrisiko beinhaltet, insbesondere, ich habe es 
dargestellt, auch für Mitte.  
 
Andererseits aber birgt ja auch diese Entwicklung 
im Stadtteil eine durchaus gute Chance, hier städ-
tebaulich etwas Neues auf den Weg zu bringen, 
was für den Stadtteil durchaus interessant ist. Das 
kann ich mir sehr gut vorstellen, dass man dar-
über diskutieren kann, wie sich diese frei werden-
de Fläche städtebaulich entwickeln lässt. Mit dem 
Bausenator sind wir stadtentwicklungspolitisch in 
guter Zusammenarbeit, da müssen Sie sich gar 
keine Sorgen machen, liebe Frau Krusche, das 
geht Hand in Hand. Wir sind durchaus im Ge-
spräch, wenn es um die nächsten Bearbeitungs-
schritte geht, was stadtentwicklungspolitisch ein-
zutüten ist. Da, denke ich, dass wir das gemein-
sam hinbekommen.  
 
Wichtig ist mir nur, dass wir im Interesse der Zu-
kunft des Klinikums Mitte keine Zeit verlieren, wo-
bei ich nicht sagen will, dass man nicht auch 
durchaus gründlich und ausführlich die städtebau-
liche Komponente prüfen muss. Da bin ich auf je-
den Fall an Ihrer Seite. - Danke! 
 
(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächste hat das 
Wort die Abgeordnete Frau Krusche. 
 
Abg. Frau Krusche (Bündnis 90/Die Grünen)∗): 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ein-
mal begrüße ich, das sage ich hier noch einmal, 
dass Sie unseren Antrag überweisen. Ich finde 
auch, Frau Kummer, es ist gut, dass Sie es noch 
einmal gesagt haben, selbstverständlich liegt uns 
sehr viel daran, dass sich die Baudeputation mit 
den städtebaulichen Fragen beschäftigt. Von da-
her kommt eine Überweisung eben auch nur an 
beide Deputationen für uns in Frage. Das ist das 
eine.  
 
Zweitens möchte ich gern, dass wir uns vielleicht 
interfraktionell noch über einen Zeitpunkt verstän-
digen, den wir hier dann gleich mit bei der Über-
weisung abstimmen lassen können. Da Frau Se-
natorin Röpke ja auch auf den Zeitdruck hinge-
wiesen hat, können wir uns damit, glaube ich, 
nicht ein halbes Jahr herumplagen, sondern wir 
Grünen gehen davon aus, dass unsere Fragen 
zeitnah beantwortet werden, so dass wir in der 
Bürgerschaftssitzung im Mai hier über die Antwort 
des Senats debattieren können. Wenn es auf Ihr 
Einvernehmen stößt, dann wäre ich doch sehr zu-
frieden. Herr Focke schüttelt den Kopf. Wenn Sie 
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damit jetzt nicht einverstanden sind, dann muss 
ich hier doch noch einmal deutlich sagen, was der 
Hintergrund unseres Antrags ist.  
 
Weil es so losgelöst ist von einer gesamtstädti-
schen Debatte, wie was laufen soll, wer welche 
Schritte tut - das ist in einem Zusammenhang zu 
sehen - wollen wir gerade nicht, weder gesund-
heitspolitisch noch städtebaulich, und hatten wir 
große Sorge, dass hier präjudizierende Maßnah-
men ergriffen werden, bevor wir inhaltlich darüber 
debattiert haben.  
 
 
Wenn Sie jetzt sagen, wir lassen uns einmal ein 
halbes Jahr Zeit, Frau Röpke aber sagt, morgen 
muss eventuell die Krankenhaus-Holding 30 Milli-
onen Euro bekommen, um diese Umstrukturie-
rung zu finanzieren, dann gibt es einen Zeitdruck. 
Deshalb glaube ich sehr wohl, dass wir uns auf 
eine zeitnahe Befassung hier in der Bürgerschaft 
einigen sollten. 
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Das ist das eine. Dann möchte ich doch noch 
einmal zu der Unruhe, die vor allen Dingen von 
Frau Reichert während meines Redebeitrags 
deutlich wurde - jetzt ist sie leider nicht mehr da -, 
etwas sagen. Wir Grünen haben diesen Antrag 
nicht gestellt, weil wir jetzt ausschließlich das Kli-
nikum Mitte im Auge haben, was die zukünftige 
Gesundheitspolitik in Bremen angeht, ganz im 
Gegenteil! Wir haben für die ganze Stadt ein ho-
hes Interesse, dass in Bremen eine ordentliche 
Gesundheitspolitik gemacht wird, dass es gut 
funktionierende Krankenhäuser gibt, und zwar 
gleichgültig, ob es in Osterholz, in Bremen-Mitte 
oder in Vegesack oder sonst wo ist. Darum geht 
es uns nicht. 
 
 
Wir wussten aber nichts von diesen Plänen, die 
jetzt kürzlich in der Zeitung standen. Sie sitzen 
doch in der Regierung. Dann ist es doch an Ihnen, 
wenn Sie das Gefühl haben, dass hier irgendet-
was aus dem Ruder läuft und die eine Hand nicht 
weiß, was die andere macht, sich darum zu be-
mühen und nicht im Hintergrund zu murmeln und 
zu protestieren! Wir haben ein großes Interesse 
daran, dass hier Transparenz herrscht, dass wir 
als Parlament in dieser Debatte ein Wörtchen mit-
zureden haben. Das war der Hintergrund, dass wir 
hier diesen Antrag gestellt haben. Es ist Ihnen un-
benommen, hier für alle Krankenhäuser einen 
ähnlichen Antrag einzubringen. Wir wollen eine 
Gesamtschau auf die Stadt und nicht parzellierten 
Interessen das Wort reden. Insofern kann ich Frau 
Reicherts Unmut eigentlich nicht so ganz verste-
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hen. Das müsste sie hier dann noch einmal deut-
lich machen. - Herzlichen Dank!  
 
(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster hat 
das Wort der Abgeordnete Focke. 
 
 
Abg. Focke (CDU): Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Ich kann mich damit leider nicht 
einverstanden erklären, dass wir jetzt sagen, im 
Mai wird hier diskutiert. Es handelt sich ja immer-
hin doch um zwei völlig verschiedene Komplexe. 
Die eine Sache ist die Stadtentwicklung, und die 
andere Sache ist das Klinikum Mitte mit all seinen 
Facetten und der Krankenhausgesellschaft-Hol-
ding. Das muss natürlich alles separat abgearbei-
tet werden.  
 
Ich sage Ihnen aber, Frau Krusche, wir können 
doch im März in der Deputation darüber reden, 
wie wir unseren Zeitplan festlegen, und auch dar-
über reden, dass es also möglicherweise auch 
keine vorzeitigen Verkäufe geben kann. Ich weiß 
auch gar nicht, ob es überhaupt vorgesehen ist, 
darüber können wir uns doch aber ausführlich in-
formieren, und darüber lassen wir uns doch auch 
ausführlich informieren, so dass wir da nicht in 
Bedrängnis geraten. 
 
Ich glaube, man muss einfach eine gewisse Zeit 
geben, um das alles zusammen auf die Reihe zu 
bekommen. 
 
(Abg. Frau Linnert [Bündnis 90/Die Grünen]: Bis 
wann denn?) 
 
Das kann ich hier nicht beurteilen. Ich weiß es 
nicht. Das könnten wir doch aber mit unseren 
Verwaltungen in den entsprechenden Deputatio-
nen klären. 
 
(Beifall bei der CDU - Abg. Frau Linnert [Bündnis 
90/Die Grünen]: Sie lassen uns doch am ausge-
streckten Arm vertrocknen! Sie müssen im Parla-
ment doch einmal Rechenschaft ablegen!) 
 
 
Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 
 
Die Beratung ist geschlossen. 
 

Ich lasse jetzt zuerst über die Überweisung ab-
stimmen und dann über den Antrag der Grünen 
zur Fristsetzung. 
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Hier ist Überweisung zur Beratung und Berichter-
stattung an die städtische Deputation für Arbeit 
und Gesundheit, federführend, und die städtische 
Deputation für Bau und Verkehr vorgesehen.  
 
Wer der Überweisung des Antrags der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen mit der Drucksachen-
Nummer 16/299 S zur Beratung und Berichterstat-
tung an die städtische Deputation für Arbeit und 
Gesundheit, federführend, und die städtische De-
putation für Bau und Verkehr seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft überweist 
entsprechend. 
 
(Einstimmig) 
 
Jetzt lasse ich über den Antrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zur Fristsetzung bis Mai ab-
stimmen.  
 
Wer diesem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen seine Zustimmung geben möchte, den bit-
te ich um das Handzeichen! 
 
(Dafür Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD und CDU) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt den An-
trag ab. 
 
Wir sind jetzt am Ende der Tagesordnung ange-
kommen.  
 
Ich schließe die Sitzung der Stadtbürgerschaft. 
 
(Schluss der Sitzung 16.58 Uhr) 
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